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A STELLUNGNAHMEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 

 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

A.1 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB ALB Abfallwirtschaft 
(gemeinsames Schreiben vom 19.03.2024) 

A.1.1 In der Waldstraße sind zur Bereitstellung 
der Abfälle entsprechend dimensionierte 
Sammelplätze zu berücksichtigen. Bei der 
Einrichtung dieser Sammelplätze sollten 
folgende Vorgaben gemäß § 16 DGUV Vor-
schrift 43 „Müllbeseitigung“ berücksichtigt 
werden: 

• Um spätere Interessenkonflikte mit den 
Anliegern zu vermeiden, erscheint es 
sinnvoll, die Sammelplätze in den Be-
bauungsplan aufzunehmen und ent-
sprechend zu erläutern. 

• Die Sammelplätze sind so anzulegen, 
dass weder Fußgänger- noch der Stra-
ßenverkehr gefährdet oder behindert 
werden. 

• Die Sammelplätze müssen vom Müll-
fahrzeug so angefahren werden kön-
nen, dass das Laden problemlos mög-
lich ist. 

• Die Fläche der Sammelplätze ist auf die 
Anzahl der zukünftigen Nutzer und die 
zugelassenen Abfallbehälter des Land-
kreises sowie Gelbe Tonnen für Leicht-
verpackungen abzustimmen.  

• Eine zumutbare Transportentfernung 
der Abfallbehälter zum Sammelplatz 
sollte nicht überschritten werden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

Das Plangebiet ist bereits vollständig bebaut. Der Be-
bauungsplan soll den vorhandenen Bestand pla-
nungsrechtlich sichern und mögliche Nachverdich-
tung auf den privaten Grundstücken steuern. Eine 
Festsetzung von Sammelplätzen im Bebauungsplan 
ist daher nicht erforderlich.  

Der Bebauungsplan steht dem nicht entgegen. 

A.2 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 410 Baurecht und Denkmalschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 19.03.2024) 

A.2.1 Anregungen und Hinweise aus der eigenen 
Zuständigkeit zu dem o.g. Plan mit Begrün-
dung und ggf. Rechtsgrundlage: 

- 

A.2.1.1 Nach § 1 des Satzungsentwurfs werden 
Teilbereiche der Bebauungspläne „Spich-
grund“ und „Rheinumschlaggelände“ durch 
die vorliegende Planung überlagert. Die 
Überlagerung hat zur Folge, dass die beste-
henden Bebauungspläne für diese Teilbe-
reiche keine Anwendung mehr finden, je-
doch weiterhin gültig sind. Möchte die Stadt 
dagegen die bisherigen Bebauungspläne 
auch im Falle einer etwaigen Unwirksam-
keit des neuen Bebauungsplans nicht mehr 
angewendet wissen, genügt eine bloße 
Überlagerung nicht. In diesem Fall bedarf 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

Die Stadt Breisach am Rhein ist sich der Thematik 
bewusst und verzichtet auf eine Aufhebung mit ent-
sprechendem Verfahren der rechtskräftigen Bebau-
ungspläne. Die Begründung wird entsprechend er-
gänzt.  

Die Deckblätter werden nach Satzungsbeschluss zur 
Verfügung gestellt. 
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es einer förmlichen Aufhebung des betroffe-
nen Teilbereichs, was Ausdruck im Sat-
zungstext, bei der Durchführung des Ver-
fahrens und der Beteiligung, sowie bei der 
Beschlussfassung finden muss. Die Ent-
scheidung, ob eine Überlagerung oder aber 
eine Aufhebung erfolgen soll, hängt maß-
geblich von den städtebaulichen Entwick-
lungs- und Ordnungsvorstellungen der 
Stadt ab. Werden dabei Pläne nur teilweise 
überlagert oder aufgehoben, muss die 
Stadt sicherstellen, dass die verbleibenden, 
nicht überlagerten Teilbereiche der bisheri-
gen Bebauungspläne die ihnen zugedachte 
Funktion für die städtebauliche Entwicklung 
und Ordnung weiterhin erfüllen können. Wir 
regen daher an, entsprechende Überlegun-
gen zur Frage Überlagerung / Aufhebung 
noch in die Planbegründung aufzunehmen 
und die Unterlagen abhängig vom Ergebnis 
zu ergänzen. 

Nach Abschluss des Verfahrens bitten wir 
um Vorlage maßstabsgerecht ausgeschnit-
tener und beschrifteter neutraler Deckblät-
ter zur kennzeichnenden Vorheftung auf die 
überlagerten Teilbereiche der beiden im 
Satzungsentwurf genannten Bebauungs-
pläne. 

A.2.1.2 Die Gemeinde ist nach § 75 Abs. 3 Nr. 2 
LBO dazu ermächtigt, örtliche Bauvorschrif-
ten mit Bußgeld zu bewehren. Nach dieser 
Vorschrift handelt ordnungswidrig, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig einer örtlichen Bau-
vorschrift zuwiderhandelt, wenn die örtliche 
Bauvorschrift für einen bestimmten Tatbe-
stand auf diese Bußgeldvorschrift (§ 75 
Abs. 3 Nr. 2 LBO) verweist.  

In § 4 des Satzungsentwurfs wird hingegen 
kein bestimmter Bußgeldtatbestand be-
nannt, es wird vielmehr pauschal darauf ab-
gestellt, werden aufgrund § 74 LBO ergan-
genen Vorschriften der Satzung über die 
örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandle, 
handle ordnungswidrig. Damit dürfte kein 
bestimmter Tatbestand i. S. d. § 75 Abs. 3 
Nr. 2 LBO bezeichnet sein. Wir machen da-
her darauf aufmerksam, dass die Bußgeld-
bewehrung nur für genau umrissene und 
klar definierte Tatbestände erfolgen kann 
(vgl. Sauter, LBO BW, 61. EL April 2022, § 
75 Rn. 55, beck-online). 

 

 

Dies wird berücksichtigt. Der § 4 der Satzung wird 
entsprechend ergänzt. 
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A.2.1.3 Die Grundstücke mit den Flst.-Nrn. 5907 – 
5911 liegen in zweiter Reihe entlang der 
Waldstraße und können aufgrund des Aus-
bauzustands und des festgesetzten Ein- 
und Ausfahrtsverbots nicht über den Wirt-
schaftsweg Flst.-Nr. 5914 erschlossen wer-
den. Nach den Angaben in Ziffer 6.7 der Be-
bauungsplanbegründung soll die Zufahrt 
auf die Hinterliegergrundstücke daher aus-
schließlich über die Waldstraße mithilfe von 
Überfahrtsrechten auf den vorgelagerten 
Grundstücken erfolgen. Nach Ziffer 3.2.7 
der Begründung sei das Plangebiet bereits 
über die Waldstraße, die Rheintor-
straße/Schwanenstraße und die Leopold-
schanze erschlossen, weitere Erschlie-
ßungsmaßnahmen seien daher nicht vor-
gesehen. Hierzu nehmen wir wie folgt Stel-
lung: 

Nach § 4 Abs. 1 LBO dürfen Gebäude nur 
errichtet werden, wenn das Grundstück in 
angemessener Breite an einer befahrbaren 
öffentlichen Verkehrsfläche liegt oder eine 
befahrbare, öffentlich-rechtlich gesicherte 
Zufahrt zu einer befahrbaren öffentlichen 
Verkehrsfläche hat. Ein Bebauungsplan, 
dessen Festsetzungen nicht die wegemä-
ßige Erschließung und somit keine geord-
nete städtebauliche Entwicklung gewähr-
leistet, erweist sich als unwirksam (vgl. 
VGH München Urt. v. 26.2.2010 – 9 N 
07.2333, Rn. 20, juris). 

Ob die Vorderliegergrundstücke bereits mit 
entsprechenden Überfahrtsrechten belastet 
sind, geht aus den Unterlagen nicht hervor 
und sollte noch für alle betroffenen Grund-
stücke sorgsam ermittelt werden. Mit einem 
beachtlichen Mangel behaftet wäre eine 
Planung, die die Erschließungsfrage im 
Vertrauen darauf, dass die Eigentümer ent-
sprechende Rechte erst noch künftig ein-
räumen werden, letztlich ungelöst ließe. Im 
letzteren Fall halten wir es für geboten, be-
reits auf Bebauungsplanebene die Voraus-
setzungen für eine geordnete städtebauli-
che Entwicklung zu schaffen. Sofern keine 
andere Erschließungsoption in Erwägung 
gezogen wird (etwa die Festsetzung befahr-
barer öffentlicher Verkehrsflächen), sind die 
für die Erschließung notwendigen Flächen 
durch Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 
BauGB zu belasten und die Inanspruch-
nahme der privaten Grundstücksflächen mit 

Dies wird berücksichtigt.  

Der Sachverhalt wurde seitens der Stadt Breisach am 
Rhein überprüft und angepasst. Die Festsetzung 
A9.1 wird herausgenommen, da diese zur Sicherung 
der Erschließung nicht notwendig ist. Für das Flur-
stück 5908 sind bereits entsprechende Überfahrts-
rechte eingetragen, sodass die Erschließung gesi-
chert ist. Für das Flurstück 5911 wurde bereits ein 
Bauantrag gestellt, welcher genehmigt wurde. Auch 
hier wurden entsprechende Vorkehrungen getroffen, 
sodass die Erschließung gemäß Bauantrag gesichert 
ist und auf eine zusätzliche Festsetzung im Bebau-
ungsplan verzichtet werden kann. Die übrigen ange-
merkten Grundstücke befinden sich im Eigentum der 
jeweiligen vorliegenden Grundstückseigentümer, de-
ren Grundstücke unmittelbar an der Waldstraße an-
geschlossen sind. Diese benutzen die hinterliegen-
den Grundstücke derzeit zur Eigennutzung als Gar-
tenbereiche.  

Die Möglichkeit einer Bebauung der Flurstücke 5907, 
5909 und 5910 gemäß den Festsetzungen des Be-
bauungsplanes ist wohl ohne Inanspruchnahme von 
Teilbereichen der vorderliegenden Grundstücke frag-
lich, sodass die Grundstücke vermutlich neu einge-
teilt werden müssten.  

Eine Sicherung von Wegerechten ist nur dort erfor-
derlich, wo es sich bei der zu belastenden und der zu 
begünstigenden Fläche um unterschiedliche Grund-
stücke mit unterschiedlichen Grundstückseigentü-
mern handelt. Für die Erschließung rückwärtiger 
Grundstücke bedarf es keiner Festsetzung im Bebau-
ungsplan, wenn das vorderliegende und das rückwer-
tige Grundstück einem und demselben Grundstücks-
eigentümer gehören und das vorderliegende Grund-
stück selbst über einen geeigneten Straßenan-
schluss verfügt. In diesen Fällen kann der Bebau-
ungsplan darauf vertrauen, dass dem künftigen Ei-
gentümer der rückwärtigen Grundstücksflächen im 
Falle einer neuen Grundstücksteilung und dem Ver-
kauf auch die für die Benutzung und Bebauung des 
Grundstücks erforderlichen Wegerechte eingeräumt 
werden. Eine neue Teilung kann nur erfolgen, wenn 
die durch die Teilung entstehenden Grundstücke ent-
sprechend den Festsetzungen des Bebauungsplans 
bebaubar sind und über einen Anschluss an eine öf-
fentliche Verkehrsfläche verfügen. Die Erschließung 
muss dann im Zuge des Bauantrages durch die Be-
lastung der Vorderliegergrundstücke mit entspre-
chenden Überfahrtsrechten gesichert werden. 
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entsprechendem Gewicht in die Abwägung 
einzustellen. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzu-
weisen, dass die Festsetzung in Ziffer A9.1 
(„Im Falle von Grundstücksteilungen, durch 
die Grundstücke ohne direkten Zugang zu 
einer öffentlichen Erschließung entstehen, 
sind auf den Flächen der vorderen Grund-
stücke Geh-, Fahr- und Leitungsrechte zu-
gunsten der Hinterlieger zu sichern“) nicht 
von der Rechtsgrundlage des § 9 Abs. 1 Nr. 
21 BauGB gedeckt ist. Festzusetzen sind 
nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB Flächen. Die 
Regelung in Ziffer A9.1 bestimmt jedoch 
keine Flächen, sondern eine Handlungs-
pflicht. Sie wird auch dem Bestimmtheitsge-
bot von Normen nicht gerecht, da sie Lage, 
Verlauf und Umfang der zu belastenden 
Flächen und sowie die konkreten Begünsti-
gen offen lasst. Zu den Anforderungen an 
Festsetzungen dieser Art verweisen wir auf 
ein aktuelles Urteil vom 14.11.2023 des 
VGH Mannheim (AZ: 5 S 3639/21, juris). 

A.2.1.4 Die Planung setzt sich mit den abwägungs-
relevanten Belangen der betroffenen Ei-
gentümer bereits bebauter Grundstücke 
auseinander, insbesondere wird auf den 
nicht unerheblichen Eingriff in die Eigen-
tumsgarantie des Art. 14 GG eingegangen, 
den die ausgewiesenen Baufenster für die 
künftig außerhalb der bebaubaren Bereiche 
bestehenden Gebäude zur Folge haben. 
Wir regen an, hierzu noch vertiefend auf die 
städtebaulichen Gründe einzugehen, die 
diesen Eingriffen gegenüberstehen. Inwie-
weit vorliegend in Baurechte eingegriffen 
wird und welche städtebaulichen Belange 
geeignet sind, diese Eingriffe zu rechtferti-
gen, sollte daher noch näher untersucht 
werden (vgl. VGH München Urteil vom 
06.10.2004 - 1 N 03.687, juris).  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und 
berücksichtigt.  

Die Bestandsgebäude, auch außerhalb der Baufens-
ter, genießen Bestandsschutz. Sanierungs- und Mo-
dernisierungsmaßnahmen sind weiterhin zulässig. 
Lediglich Anbauten sowie Neubauten müssen sich in-
nerhalb der Baufenster befinden. Die Baufenster wur-
den großzügig ausgewiesen, sodass den Eigentümer 
eine gewisse Flexibilität gewährleistet wird. Die Bau-
fenster weisen einen Abstand von 3 m zu den seitli-
chen und hinteren Grundstücksgrenzen auf. Diese 
Bereiche sollen im Sinne einer offenen und aufgelo-
ckerten Bauweise gesichert werden. Die derzeit im 
Plangebiet vorhandenen grenzständigen Hauptge-
bäude stellen aus städtebaulicher Sicht eine Fehlent-
wicklung im Gebiet dar und können sich negativ auf 
die weitere Entwicklung auswirken. Diese befinden 
sich innerhalb der sonst im Plangebiet einheitlich vor-
handenen seitlichen Grundstücksfluchten und verur-
sachen eine von der Waldstraße aus ersichtliche Ge-
mengenlage, was einem geordneten städtebaulichen 
Erscheinungsbild widerspricht.  

Der Großteil der vorhandenen Bestandsgebäude be-
finden sich innerhalb der Baufenster, lediglich verein-
zelt sind Vorbauten und untergeordnete Bauteile au-
ßerhalb der Baufenster. Eine Überschreitung der 
Baugrenzen mit diesen Nutzungen kann weiterhin zu-
gelassen werden. Die ausgewiesenen Baufenster ori-
entieren sich somit überwiegend am vorhandenen 
Bestand.  
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Die Begründung wird entsprechend angepasst. 

A.2.1.5 Bezüglich der auf das Plangebiet einwirken-
den Immissionsbelastung durch das west-
lich angrenzende Gewerbegebiet „Rhei-
numschlaggelände“ verweisen wir auf Ziffer 
3.2 der Stellungnahme des Fachbereichs 
Gewerbeaufsicht. Zwar ist der Einschät-
zung in Ziffer 4.4 der Bebauungsplanbe-
gründung grundsätzlich zuzustimmen, dass 
es sich um eine Gemengelage i. S. d. Nr. 
6.7 der TA Lärm handelt. Dies allein belegt 
jedoch noch kein verträgliches Nebenei-
nander von Gewerbe und Wohnen. Insbe-
sondere da der Bebauungsplan ein Heran-
rücken der Wohnbebauung an das festge-
setzte Gewerbegebiet vorsieht, halten wir 
eine vertiefte Auseinandersetzung mit den 
Immissionsbelastungen für erforderlich.  

 

Dies wird nicht berücksichtigt.  

Eine vertiefte Auseinandersetzung mit den Immissi-
onsbelastungen erfolgt nicht. Der vorliegende Bebau-
ungsplan soll den Bestand sichern und in diesem Zu-
sammenhang eine maßvolle Nachverdichtung er-
möglichen und kein neues Baugebiet planungsrecht-
lich sichern. Von zusätzlichen Immissionsbelastun-
gen ist nicht auszugehen. 

Wie bereits in der Begründung dargelegt, soll das an 
das Wohngebiet angrenzende Gewerbegebiet in na-
her Zukunft umgenutzt und entwickelt werden. Unmit-
telbar an den Geltungsbereich angrenzend befinden 
sich keine Gewerbebetriebe mehr und die Flächen 
befinden sich im Eigentum der Stadt. Hier soll eine 
mit der Wohnnutzung verträgliche gemischte Nut-
zung entstehen, sodass dem Abstufungsgebot künf-
tig Rechnung getragen wird. 

A.2.1.6 Im Zeichnerischen Teil regen wir an, die 
eingekreiste Gliederungsnummer 1 zu 
streichen, da es keine weiteren Gliede-
rungsnummern gibt.  

Die Stellungnahme wird berücksichtigt.  

Die Gliederungsnummer wird aus der Planzeichnung 
entfernt. 

A.2.1.7 In den Ziffern A4.2 und A4.3 werden Über-
schreitungen der Baugrenzen durch unter-
geordnete Bauteile und Vorbauten bei Ein-
haltung eines bestimmten Maßes als allge-
mein zulässig festgesetzt. Wir weisen da-
rauf hin, dass die Entscheidung, ob ein Vor-
treten von Bauteilen in geringfügigem Aus-
maß i.S.d. § 23 Abs. 3 Satz 2 BauNVO vor-
liegt, ausschließlich der Baugenehmi-
gungsbehörde obliegt. Die Stadt ist nicht 
befugt, eine allgemeine Zulässigkeit von 
Überschreitungen festzusetzen (vgl. 
BayVGH, Urteil vom 04. April 2006 – 1 N 
04.1661, Rn. 50 f., juris). Die Regelungen 
sollten daher gestrichen werden.  

Der Anregung wird teilweise gefolgt.  

Die Stadt hat gemäß § 23 Abs. 3 Satz 2 BauNVO die 
Befugnis geringfügige Abweichungen und Über-
schreitungen der Baugrenze zuzulassen. In der je-
weiligen Festsetzung müssen Art und Umfang der 
Abweichung näher definiert werden. Die Zulässigkeit 
der Abweichung muss durch die zuständige Bau-
rechtsbehörde behördlich festgestellt werden. Die 
Abweichung kann sich auf das Merkmal der Gering-
fügigkeit beziehen, also dieses näher definieren oder 
entfallen lassen. Zulässig ist z.B. eine Differenzierung 
nach bestimmten Gebäudeteilen oder Vorgaben zur 
zulässigen Länge, Breite und Höhe.  

Diese Befugnis ist für Teile der baulichen Anlage be-
schränkt. In den Festsetzungen des vorliegenden Be-
bauungsplanes soll diese Überschreitung aus-
schließlich auf untergeordnete Bauteile beschränkt 
werden. Dabei werden bestimmte Gebäudeteile ge-
nannt, für welche die Überschreitungen gelten. Eben-
falls wird die max. Tiefe sowie bei Vorbauten auch die 
max. Breite definiert.  

Die Festsetzungen werden wie folgt angepasst:  

Untergeordnete Bauteile wie Gesimse, Dachvor-
sprünge sowie Eingangsüberdachungen dürfen die 
Baugrenze ausnahmsweise bis zu einer Tiefe von 
1,50 m überschreiten. Terrassen und ihre Überdach-
ungen dürfen die Baugrenze ausnahmsweise um 
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eine Tiefe bis zu 3,0 m überschreiten, soweit sie an 
mindestens zwei Seiten offen bleiben. 

Vorbauten wie Wände, Erker, Balkone, Tür- und 
Fenstervorbauten dürfen die Baugrenzen aus-
nahmsweise bis zu einer Tiefe von 1,50 m über-
schreiten, wenn sie nicht breiter als 5,0 m sind. Die 
gesetzlichen Abstandsflächen bleiben davon unbe-
rührt. 

A.2.1.8 Den planungsrechtlichen Festsetzungen in 
Ziffer A6.1 und A6.5 dürfte es an einer Er-
mächtigungsgrundlage fehlen. Weder § 23 
Abs. 3 Satz 2 noch Satz 3 BauNVO geben 
die Befugnis, eine Regelzulässigkeit von of-
fenen KFZ-Stellplätze, Carports, oberirdi-
schen KFZ-Garagen oder Tiefgaragen au-
ßerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen festzusetzen (zur Unzulässigkeit sol-
cher Festsetzungen vgl. BayVGH, a.a.O., 
VGH Mannheim, Urt. v. 24.02.2021 – 5 S 
2159/18, Rn. 68, juris). Sofern die Stadt 
eine allgemeine Zulässigkeit für diese Anla-
gen begründen möchte, muss sie die in Be-
tracht kommenden Flächen mit Festsetzun-
gen nach § 9 Abs. 1 Ziffer 4 BauGB bele-
gen. Für Tiefgaragen besteht zudem die 
Möglichkeit, zu bestimmen, dass überbau-
bare Grundstücksflächen nur oberirdisch 
gelten (vgl. § 23 Abs. 1 Satz 2 i.Vm. § 16 
Abs. 5 BauNVO).  

Die Stellungnahme wird teilweise berücksichtigt.  

Laut dem Kommentar „König/Roeser/Stock“ § 23 Rn. 
30-34 können nach § 23 Abs. 5 BauNVO Nebenanla-
gen iSd § 14 auf den nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen zugelassen werden. Dasselbe gilt nach 
Abs. 5 S. 2 für andere bauliche Anlagen, soweit sie 
nach Landesrecht in den Abstandsflächen (zu ergän-
zen ist: anderer Gebäude bzw. gebäudeähnlicher An-
lagen) zulässig sind oder zugelassen werden können. 
Wie beim Zulassen vor- und/oder zurücktretender An-
lagenteile handelt es sich auch bei dieser Befugnis 
nicht um eine Ausnahme iSv § 31 Abs. 1 BauGB. 
Auch diese Befugnis ist vielmehr kraft Verordnung 
Bestandteil einer Festsetzung zur überbaubaren 
Grundstücksfläche. § 23 Abs. 5 S. 1 und 2 BauNVO 
ist zugleich Festsetzungsgrundlage für die planende 
Gemeinde. Garagen und Stellplätze sind Gegen-
stand einer eigenen Regelung, unterfallen jedoch der 
Zulassungsbefugnis nach § 23 Abs. 5 S. 2 BauNVO. 
Welche baulichen Anlagen iSv S. 2 in den Abstands-
flächen zulässig sind oder zugelassen werden kön-
nen, richtet sich nach dem Bauordnungsrecht der 
Länder. Zu nennen sind hier insbesondere Garagen.   

Die Bebauungsvorschriften zu den überbaubaren 
und nicht überbaubaren Grundstücksflächen werden 
neu geordnet. An den Festsetzungen wird festgehal-
ten.  

A.2.1.9 Auch für die Festsetzung in Ziffer A6.2, mit 
der je Baugrundstück zwischen Erschlie-
ßungsstraße und vorderer Baufensterflucht 
maximal insgesamt zwei Stellplätze als of-
fene KFZ-Stellplätze oder Carports als ab-
standsprivilegierte Anlagen zulässig sein 
sollen, ist die Ermächtigungsgrundlage 
fraglich. Weder aus § 12 BauNVO noch aus 
§ 23 BauNVO dürfte eine zahlenmäßige 
Beschränkung ableitbar sein. Mit geeigne-
ten Größenbeschränkungen von Flächen-
festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 
– wie bereits in Ziffer 3.7 dieser Stellung-
nahme angeregt – ließe sich u.E. jedoch 
mittelbar eine ähnliche Wirkung erreichen. 
Wir bitten dies näher zu prüfen.  

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Durch §§ 23 Abs. 5 S. 1 und 2 BauNVO wird der Ge-
meinde die behördliche Befugnis zur planerischen 
Disposition der Gemeinde eingeräumt. 
Durch Abs. 5 S. 1 Hs. 1 („wenn im Bebauungsplan 
nichts anderes festgesetzt ist“) bringt der Verord-
nungsgeber zum Ausdruck, dass im Bebauungsplan 
„anderes“ festgesetzt werden kann. Eine Festset-
zung, die bestimmt, dass Anlagen im Sinne des §23 
Abs. 5 BauNVO auf den nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen unzulässig sind, kann auf Abs. 5 S. 1 
gestützt werden. Die Ermächtigung lässt auch Teilre-
gelungen in räumlicher Hinsicht (Ausschluss der Be-
fugnis nur für einen bestimmten Teil des Bebauungs-
plangebiets oder für bestimmte Teilbereiche der 
Grundstücke) und/oder hinsichtlich des Gegenstan-
des (Ausschluss nur für bestimmte bauliche Anlagen) 
zu.  Der Ausschluss kann ausdrücklich, wie im 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BauNVO&p=23&x=5
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BauNVO&p=23&x=5
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BauNVO&p=23&x=5
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vorliegenden Fall durch textliche Festsetzungen, vor-
gesehen werden. Der Ausschluss muss iSv § 1 Abs. 
3 S. 1 BauGB erforderlich sein und auf einer ord-
nungsgemäßen Abwägung beruhen. Im vorliegenden 
Fall wird die Festsetzung aufgrund der Begrünung 
der Vorgartenzonen im Sinne eines geordneten städ-
tebaulichen Erscheinungsbildes sowie im Sinne des 
Klimaschutzes getroffen. 

A.2.1.10 Nach Ziffer B1.1 soll auf Grundlage des § 
74 Abs. 1 Nr. 1 LBO eine max. zulässige 
Gebäudetiefe bestimmt werden. Die konk-
ret erlassene örtliche Bauvorschrift in 
B1.1.1 regelt jedoch keine Gebäudetiefe, 
sondern eine Kombination aus Gebäude-
tiefe und Gebäudebreite („max. 15 m x 15 
m“). Eine max. zulässige Gebäudebreite 
kann jedoch nicht als örtliche Bauvorschrift 
erlassen werden. Wir regen daher an zu 
prüfen, ob die Regelung stattdessen auf 
städtebauliche Gründe gestützt als pla-
nungsrechtliche Festsetzung in Ziffer A4 
eingefügt werden kann. Nach § 23 Abs. 1 
BauNVO können die überbaubaren Grund-
stücksflächen durch die Festsetzung von 
Baulinien, Baugrenzen oder Bebauungstie-
fen bestimmt werden.  

Dies wird nicht berücksichtigt.   

Hinsichtlich der äußeren Gestaltung baulicher Anla-
gen besteht ein weites Regelungsfeld für Gemeinden 
durch Ortsrecht. Gemäß § 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO kön-
nen Gemeinden Anforderungen an die äußere Ge-
staltung baulicher Anlagen einschließlich Regelun-
gen über Gebäudehöhen und -tiefen sowie über die 
Begrünung treffen. Aus Sicht der Stadt Breisach am 
Rhein sind die Aufzählungen in Nr. 1 nicht abschlie-
ßend. Dies beinhaltet unter anderem auch die Bau-
körpergestaltung. Die maximalen Gebäudemaße fal-
len unter die Anforderungen zur äußeren Gestaltung 
baulicher Anlagen und werden daher im Bebauungs-
plan als örtliche Bauvorschrift festgesetzt. Die Fest-
setzung dient einer geordneten städtebaulichen Ent-
wicklung und soll die überwiegend vorhandene auf-
gelockerte Baustruktur sichern und die Kleinteiligkeit 
im Gebiet weiterhin gewährleisten. Die Festsetzung 
entspricht überwiegend dem vorhandenen Bestand. 
An der Festsetzung wird daher festgehalten. Sie ist 
im Übrigen langjährig gelebte Praxis in Bebauungs-
plänen Deutschlands.  

A.2.1.11 In Ziffer B1.3.2 der örtlichen Bauvorschrif-
ten wird die max. zulässige Breite von 
Dachgauben und Wiederkehren abhängig 
von der Nutzung des Gebäudes als Ein-
/Zwei- oder Mehrfamilienhaus vorgegeben.  

Örtliche Bauvorschriften werden gemäß § 
74 Abs. 1 LBO aus baugestalterischen 
Gründen oder zum Schutz bestimmter An-
lagen getroffen. Die Anforderungen an die 
äußere Gestaltung baulicher Anlagen ori-
entieren sich an der Sichtbarkeit der von 
der örtlichen Bauvorschrift erfassten Bau-
teile (vgl. Sauter, Kommentar zur LBO, § 
74, Rn. 40). Die konkrete Nutzung der bau-
lichen Anlage ist in rein gestalterischer Hin-
sicht nicht relevant und kann daher für eine 
Differenzierung auch nicht herangezogen 
werden. Ein Fehlen an baugestalterischen 
Gründen führt in der Regel zur Unwirksam-
keit der betreffenden Regelung insgesamt.  

Wir regen daher an, die Regelung zu den 
Dachaufbauten unabhängig von der Nut-
zung als Ein-/Zwei- oder Mehrfamilienhaus 

Dies wird berücksichtigt.  

Die Festsetzung wird zur Klarstellung angepasst. Un-
abhängig von der Nutzung der Gebäude sollen Dach-
gauben und Wiederkehren bis zu einer Breite von 2/3 
der Gebäudelänge zugelassen werden.  
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zu treffen, zumal sich die Anzahl der Woh-
nungen nach erfolgter Erstellung des Ge-
bäudes noch ändern kann und im äußers-
ten Fall Dachaufbauten nachträglich ver-
kleinert werden müssten (z.B. bei Zusam-
menlegung von Wohnungen). Dies kann si-
cherlich nicht Zielsetzung der Gestaltungs-
regelung sein. 

A.2.1.12 Nach Ziffer 2.2 der Begründung wird auf 
eine umfassende artenschutzrechtliche Be-
gutachtung auf Ebene der Bauleitplanung 
verzichtet. Artenschutzrechtliche Untersu-
chungen seien im Zuge der Baugenehmi-
gung durchzuführen und mit der Unteren 
Naturschutzbehörde abzustimmen. Dieser 
Vorgehensweise kann für das vorliegende 
bereits aufgesiedelte Gebiet grundsätzlich 
zugestimmt werden. Allerdings muss sich 
die Stadt auf Planungsebene zumindest so-
weit mit den artenschutzrechtlichen Belan-
gen auseinandersetzen, dass sie unüber-
windbare Hindernisse ausschließen kann. 
Hierzu ist noch eine Aussage zu treffen.  

Wir möchten darauf hinweisen, dass arten-
schutzrechtliche Belange nicht nur bei bau-
genehmigungspflichtigen Vorhaben, son-
dern auch und gerade bei baurechtlich ver-
fahrensfreien oder lediglich kenntnisgabe-
pflichtigen Bauvorhaben betroffen sein kön-
nen (insbesondere beim Abbruch von Ge-
bäuden). Damit nicht der Irrtum entsteht, 
dass die Einhaltung artenschutzrechtlicher 
Vorschriften nur im Baugenehmigungsver-
fahren gelte, halten wir es für erforderlich, 
den Verweis auf das Baugenehmigungs-
verfahren in Ziffer 2.2 der Begründung und 
Ziffer C6.1 der Hinweise zu streichen und 
stattdessen ausdrücklich auf die Pflicht des 
Bauherrn abzustellen, im Vorfeld jeglicher 
Baumaßnahmen mit der unteren Natur-
schutzbehörde abzustimmen, inwieweit ar-
tenschutzrechtliche Belange betroffen sind 
und in welcher Form Untersuchungen zu 
führen sind. 

Der Anregung wird gefolgt.  

Eine Aussage, dass unüberwindbare Hindernisse 
ausgeschlossen werden können, wird in die Begrün-
dung aufgenommen. Der Punkt 2.2 wird redaktionell 
angepasst. Auf Punkt 8.1 der Begründung, in welcher 
mögliche Umweltauswirkungen beschrieben werden, 
wird verwiesen.  

Der Hinweis sowie die Begründung werden entspre-
chend der Stellungnahme angepasst. 

A.2.2 Im Rahmen der Offenlage sind die nach § 3 
Abs. 2 Satz 1 BauGB zu veröffentlichenden 
Unterlagen und der Inhalt der Bekanntma-
chung über das zentrale Internetportal des 
Landes unter www.uvp-verbund.de zu-
gänglich zu machen (vgl. § 3 Abs. 2 Satz 5 
Hs. 2 BauGB). Gleiches gilt gemäß den §§ 
6a Abs. 2, 10a Abs. 2 BauGB für die in Kraft 
getretene Planung.  

Dies wird berücksichtigt.  
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Die Begründung ist zu gegebener Zeit auf 
den Stand der endgültigen Planung unter 
Berücksichtigung des Abwägungsergebnis-
ses zu bringen.  

Wir bitten um weitere Beteiligung am Ver-
fahren und zu gegebener Zeit um Übermitt-
lung einer Ergebnismitteilung zu den von 
uns vorgetragenen Anregungen. Sofern zur 
Offenlage noch Anregungen oder Einwen-
dungen eingegangen sind, sollten die Ab-
sender über das Ergebnis der Behandlung 
ihrer Anregungen im Rahmen der Abwä-
gung schriftlich möglichst unmittelbar nach 
dem Satzungsbeschluss unterrichtet wer-
den.  

Wir bitten nach Abschluss des Verfahrens 
um Übersendung einer ausgefertigten Pa-
pierfassung des Planes. Dabei sollten alle 
Bestandteile des Planes ausgefertigt sein, 
sofern diese nicht zu einer Urkunde verbun-
den sind.  

Eine Mehrfertigung des Planes ist nach Ab-
schluss auch dem Raumordnungskataster 
beim Regierungspräsidium Freiburg, Refe-
rat 21, Bissierstraße 7, D - 79114 Freiburg 
i. Br. (z.H. Herrn Dipl. - Geol. Peter Schnei-
der Tel.: 208 – 4692) zu übersenden.  

Hinweis zur INSPIRE-Richtlinie:  

Die Gemeinden sind nach § 6 LGeoZG 
(Umsetzung der Richtlinie 2007/2/EG vom 
14. März 2007 des Europäischen Parla-
ments und des Rates zur Schaffung einer 
Geodateninfrastruktur in der Europäischen 
Gemeinschaft (INSPIRE)) verpflichtet, Sat-
zungen nach baurechtlichen Vorschriften, 
die bei den Gemeinden in elektronischer 
Form vorliegen, auch als Geodaten bereit-
zustellen. Für die Bereitstellung ist das ein-
heitliche Datenformat "XPlanGML" zu ver-
wenden.  

Entsprechend der vertraglichen Vereinba-
rung mit dem Landkreis stellt die Gemeinde 
in der für die Verarbeitung und Veröffentli-
chung eingerichteten Plattform „BPlan 
Cloud“ folgende Daten zur Verfügung:  

a. Eine mit dem 5.0 BW-Profil konforme 
XPlanGML Datei (.gml; EPSG Code: 
25832)  

b. Ein transparent hinterlegtes Rasterbild 
plus Georeferenzierungsdatei (.png + .pgw)  
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c. Alle zeichnerischen und textlichen Teile 
der Satzung als PDF Dokumente (.pdf)  

d. Eine ausgefüllte Zeile in der Sachdaten-
tabelle (.xlsx)  

Für Satzungen, deren Aufstellungsbe-
schluss vor dem Stichtag 01.08.2021 liegt 
(gemäß Rundmail vom 20.01.2022), über-
nimmt das Landratsamt die Überführung in 
das XPlanGML Format. In diesen Fällen ge-
nügt es, dass die Gemeinde die unter den 
Ziffern c. und d. genannten Unterlagen auf 
der Plattform zur Verfügung stellt.  

Die digitale Bereitstellung für neue bzw. neu 
geänderte Satzungen erfolgt nach der Ver-
einbarung mit dem Landkreis innerhalb von 
drei Monaten nach Rechtswirksamkeit der 
Satzung.  

Nähere Informationen und Anleitungen zur 
INSPIRE-konformen Bereitstellung können 
den mit Rundmail vom 13.07.2021 übersen-
deten Dokumenten (u.a. FAQs und Ablauf 
zum Austausch von Bebauungsplandaten) 
entnommen werden. 

A.3 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 420 Naturschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 19.03.2024) 

A.3.1.1 Artenschutz/Bebauungsvorschriften 

Gemäß den vorliegenden Unterlagen wird 
der Bebauungsplan im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13a BauGB neu aufgestellt. 
Ein naturschutzrechtlicher Ausgleich ist für 
die mit diesen Änderungen erfolgenden 
Eingriffe in Natur und Landschaft nicht er-
forderlich. Die naturschutzrechtlichen Be-
lange sind dennoch in der Abwägung nach 
§ 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen, so-
weit sie der Abwägung zugänglich sind.  

Es sind folgende aus artenschutzrechtlicher 
Sicht in Bezug auf die Artengruppen Vögel 
und Fledermäuse erforderlichen Vermei-
dungs- und Minimierungsmaßnahmen in 
den Bebauungsvorschriften zu ergän-
zen/anzupassen: 

- 

A.3.1.2 Vögel/Schonzeiten 

Zur Vermeidung der Tötung der brütenden 
Vögel und deren Küken müssen die Ro-
dungsarbeiten auf Zeiträume eingegrenzt 
werden, in denen die Tiere so wenig wie 
möglich zu Schaden kommen. Damit keine 
Vogelnester zerstört/oder Küken getötet 
werden, dürfen Rodungen nur außerhalb 

Dies wird berücksichtigt. Eine entsprechende Fest-
setzung wird unter A7.3 der Bebauungsvorschriften 
ergänzt.  

Änderungen an dem Bebauungsplan ergeben sich 
daraus nicht, da durch die Festsetzung auf bereits 
geltendes Recht des Bundesnaturschutzgesetzes (s. 
§ 39 BNatSchG) verwiesen wird.  
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der allgemeinen Schonzeit im Zeitraum 
vom 01.10.-28.02. durchgeführt werden. 

A.3.1.3 Bebauungsvorschrift A10.2 

Nächtliche Beleuchtungen sind auf das ab-
solut notwendige Mindestmaß zu beschrän-
ken und fledermaus- und insektenfreund-
lich zu gestalten. Zu verwenden sind sog. 
„Fledermausleuchten" mit einem 
Lichtspektrum um 590 nm ohne UV-Anteil. 
Die Leuchtkörper sind so niedrig wie mög-
lich anzubringen, ausgerichtet auf die zu 
beleuchtende Fläche sowie abgeschirmt 
nach oben und mit dem Lichtkegel nach un-
ten.  

Wo dies unter Sicherheitsaspekten möglich 
ist, ist ein Abschalte- oder Abdimmmecha-
nismus zu verwenden. Innerhalb von Ge-
hölzen darf keine Beleuchtung installiert 
werden. Die Beleuchtung ist so auszurich-
ten, dass keine Abstrahlung in Gehölzstruk-
turen erfolgt. 

Mit Ergänzung/Änderung der genannten 
Abschnitte ist davon auszugehen, dass die 
Bebauung artenschutzrechtlich bewältigt 
werden kann. 

Dies wird berücksichtigt.  

Die Festsetzung wird redaktionell angepasst.  

A.3.1.4 Bebauungsvorschrift C 6.1: Bei Bauvorha-
ben im Innenbereich sind die §§ 14-17 
BNatSchG nicht anwendbar, das heißt für 
erfolgte Eingriffe sind keine Ausgleichs-
maßnahmen notwendig (§ 18 Abs. 2 
BNatSchG). Die Formulierung ist entspre-
chend anzupassen. Artenschutzrechtliche 
Fragen sind grundsätzlich zu berücksichti-
gen. Zu den diesbezüglichen Formulierun-
gen im Textteil verweisen wir auf Ziffer 3.12 
der Stellungnahme des Fachbereichs Bau-
recht & Denkmalschutz. 

Dies wird berücksichtigt.  

Der Hinweis wird redaktionell angepasst. 

A.4 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 430/440 Umweltrecht / Wasser und Boden 
(gemeinsames Schreiben vom 19.03.2024) 

A.4.1 Altlasten 

Neben der bereits in der Begründung unter 
Ziffer 3.2.5 genannten Altablagerung „AA 
Verfüllte Schlute im Gewann Spie“ (BAK-
Nr. 6758-0) existiert im Planbereich mit dem 
Altstandort „AS PROBST I / Chemische 
Reinigung“ (Bak-Nr. 6764-0) eine weitere 
Altlastfläche. 

Altablagerung „AA Verfüllte Schlute im 
Gewann Spie“ (BAK-Nr. 6758-0):  

Die Altablagerung wird in Beweisniveau 2 
mit Handlungsbedarf B Kriterium 

Die wird berücksichtigt.  

Die Begründung wird ergänzt. Zusätzlich werden die 
Altlastenflächen in die Hinweise der Bebauungsvor-
schriften aufgenommen.  
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„Entsorgungsrelevanz“ geführt. Handlungs-
bestimmender Wirkungspfad ist Boden-
Grundwasser. Bei Bauvorhaben mit anfal-
lendem Erdaushub ist die Abfallfrage zu be-
handeln. Hierfür ist ein geeigneter Gutach-
ter zur Begleitung eines geplanten Bauvor-
habens einzuschalten.  

Altstandort „AS PROBST I / Chemische 
Reinigung“ (BAK-Nr. 6764-0):  

Die Fläche wird im Bodenschutz- und Alt-
lastenkataster (BAK) als Altlastverdachts-
fläche in Beweisniveau 2 mit dem Hand-
lungsbedarf B „Neubewertung bei Ände-
rung der Exposition“ geführt. Handlungsbe-
stimmender Wirkungspfad ist Boden-
Grundwasser. Hier ist der Altlastenverdacht 
grundsätzlich ausgeräumt, ggf. liegen leicht 
erhöhte Konzentrationen vor, die Prüfwerte 
sind jedoch eingehalten. Prüfwertüber-
schreitungen sind aber nicht auszuschlie-
ßen bzw. sind zu erwarten, wenn sich die 
Expositionsbedingungen wesentlich verän-
dern würden, beispielsweise kann durch 
Entsiegelung eintretendes Niederschlags-
wasser Schadstoffe lösen (Wirkungspfad 
Boden – Grundwasser) oder durch Entfer-
nen einer Abdeckung können Schadstoffe 
über den Direktpfad durch Menschen auf-
genommen werden (Wirkungspfad Boden – 
Mensch). Jegliche Änderungen auf dem 
Grundstück (z.B. Entsiegelungen), die zu 
einer Änderung der Exposition führen kön-
nen, sind daher gutachterlich zu begleiten 
und im Vorfeld mit dem Landratsamt Breis-
gau-Hochschwarzwald (Fachbereich Was-
ser und Boden) abzustimmen. 

 

A.4.2 Wasserversorgung/Grundwasserschutz  

Das Plangebiet befindet sich außerhalb 
von Wasserschutzgebieten. Im Sinne der 
nachhaltigen Regenwasserbewirtschaftung 

Die wird berücksichtigt. 

Ein Hinweis wird ergänzt.  
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gemäß Arbeitshilfe für den Umgang mit 
Regenwasser in Siedlungsgebieten sollte 
darauf hingewiesen werden, dass bei der 
Beseitigung des Niederschlagswassers 
von Neubauten einer Versickerung der 
Einleitung in die Regenwasserkanalisation 
zu bevorzugen ist. 

A.5 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 450 Gewerbeaufsicht 
(gemeinsames Schreiben vom 19.03.2024) 

A.5.1 Erdmassenausgleich  

Im Sinne einer Abfallvermeidung und –ver-
wertung sowie im Sinne des Boden- und 
Klimaschutzes soll im Planungsgebiet gem. 
§ 3 Abs. 3 LKreiWiG ein Erdmassenaus-
gleich erfolgen (zum Beispiel durch Gelän-
demodellierung, Höherlegung der Erschlie-
ßungsstraßen), wobei der Baugrubenaus-
hub vorrangig auf den Grundstücken ver-
bleiben und darauf wieder eingebaut wer-
den soll, soweit Dritte dadurch nicht beein-
trächtigt werden. Für den Fall, dass ein Erd-
massenausgleich nicht möglich sein sollte, 
sollten die Gründe hierfür in der Begrün-
dung zum Bebauungsplan dargelegt wer-
den. Sofern ein Erdmassenausgleich im 
Bereich des Geltungsbereichs des Bebau-
ungsplans nicht möglich ist, sind über-
schüssige Erdmassen anderweitig zu ver-
werten. Diesbezüglich soll die Gemeinde 
selbst Maßnahmen ermitteln, wie z.B. die 
Verwertung für  

- Lärmschutzmaßnahmen, 

- Dämme von Verkehrswegen,  

- Beseitigung von Landschaftsschäden, 
etc.  

Unbelasteter Erdaushub kann für Boden-
verbesserungen, für Rekultivierungsmaß-
nahmen oder anderen Baumaßnahmen 
verwendet werden, soweit dies technisch 
möglich, wirtschaftlich zumutbar und recht-
lich zulässig ist. Erst nach gründlicher Prü-
fung einer sinnvollen Verwertung des Mate-
rials kann eine Entsorgung auf einer 
Erdaushubdeponie als letzte Möglichkeit in 
Frage kommen. Hierbei gilt zu beachten, 
dass die Erdaushubdeponien über be-
grenzte Verfüllmengen verfügen und wert-
volles Deponievolumen nicht durch unbe-
lastetes und bautechnisch weiterhin nutz-
bares Bodenmaterial erschöpft werden 
sollte. Insbesondere Kies kann im Regelfall 
als Rohstoff weitere Verwendung finden. 

Die wird berücksichtigt. 

Ein Hinweis wird ergänzt. 
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Für Oberboden ist die Verwertung in Rekul-
tivierungsmaßnahmen zu prüfen. Auf die 
Möglichkeit, auf der Grundlage des § 74 
Abs. 3 Ziffer 1 LBO durch örtliche Bauvor-
schriften zu bestimmen, dass die Höhen-
lage der Grundstücke erhalten oder verän-
dert wird, um überschüssigen Bodenaus-
hub zu vermeiden, wird in diesem Zusam-
menhang hingewiesen.  

A.5.2 Lärmimmissionen  

Westlich grenzen gewerblich genutzte Flä-
chen (Bebauungsplan „Rheinumschlagsge-
lände“) an das Plangebiet an, wodurch ein 
Konfliktpotential besteht, welches dem 
Trennungsgrundsatz gemäß § 50 BImSchG 
widerspricht. Um sicherzustellen, dass 
durch die direkt angrenzenden Gewerbeflä-
chen nur unerhebliche Immissionen auf das 
Plangebiet einwirken, sollte diese Thematik 
im Rahmen einer geeigneten schalltechni-
schen Untersuchung dargelegt und bewer-
tet werden. 

Dies wird nicht berücksichtigt.  

Bei dem vorliegenden Bebauungsplan handelt es 
sich um einen Angebotsbebauungsplan, der den vor-
handenen Bestand sichern sowie zukünftige Entwick-
lungen planungsrechtlich sichern soll. Der Geltungs-
bereich ist derzeit überwiegend bebaut, aktuelle Bau-
vorhaben sind nicht bekannt und künftig auch schwer 
abschätzbar.  

Wie bereits in der Begründung dargelegt, soll das an 
das Wohngebiet angrenzende Gewerbegebiet in na-
her Zukunft umgenutzt und entwickelt werden. Unmit-
telbar an den Geltungsbereich angrenzend befinden 
sich keine Gewerbebetriebe mehr und die Flächen 
befinden sich im Eigentum der Stadt. Hier soll eine 
mit der Wohnnutzung verträgliche gemischte Nut-
zung entstehen, sodass dem Abstufungsgebot künf-
tig Rechnung getragen wird.  

A.5.3 Von Seiten der Gewerbeaufsicht bestehen 
keine grundsätzlichen Bedenken gegen die 
vorliegende Planung. Die Gewerbeaufsicht 
hat keine ergänzenden Anregungen oder 
Hinweise vorzutragen. 

 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.6 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – Vermessung & Geoinformation 
(gemeinsames Schreiben vom 19.03.2024) 

A.6.1 Das Ordnungskriterium für die Nummerie-
rung von Flurstücken ist die Gemarkung. 
Die Stadt Breisach am Rhein setzt sich aus 
mehreren Gemarkungen zusammen. Zur 
eindeutigen Benennung der Flurstücke ist 
die Angabe der Gemarkung erforderlich. 
Wir regen den Nachtrag der Gemarkung 
„Breisach“ im zeichnerischen Teil des Be-
bauungsplans an. 

Wird berücksichtigt.  

Die Bezeichnung der Gemarkung „Breisach“ wird im 
zeichnerischen Teil des Bebauungsplans ergänzt. 

A.7 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 520 Brand- und Bevölkerungsschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 19.03.2024) 

A.7.1 Für Gebäude, deren zweiter Rettungsweg 
über Rettungsgeräte der Feuerwehr sicher-
gestellt werden muss, sind in Abhängigkeit 
der Gebäudehöhe entsprechende Zugänge 
bzw. Zufahrten und Aufstellflächen zu 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, ist 
jedoch kein Bestanteil der Bauleitplanung. Die Ge-
währleistung der Rettungswege wird im Rahmen der 
Bauausführung bzw. Bauantrag geprüft. 
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schaffen (§ 2 Abs. 1-4 LBOAVO). Zu Ge-
bäuden, bei denen die Oberkante der zum 
Anleitern bestimmten Stellen mehr als 8 m 
über Gelände liegt, ist anstelle eines Zu- o-
der Durchgangs eine Zu- oder Durchfahrt 
zu schaffen. 

A.7.2 Zufahrt und Aufstellflächen für Rettungsge-
räte der Feuerwehr sind nach den Vorga-
ben der VwV - Feuerwehrflächen auszufüh-
ren.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, ist 
jedoch kein Bestanteil der Bauleitplanung. Die Ge-
währleistung der Rettungswege wird im Rahmen der 
Bauausführung bzw. Bauantrag geprüft. 

A.8 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 530 Wirtschaft und Klima 
(gemeinsames Schreiben vom 19.03.2024) 

A.8.1 Im Sinne der Klimaanpassung empfehlen 
wir, die Dachneigung von Nebengebäuden 
grundsätzlich auf 0 bis 10° zu begrenzen 
und für alle Nebengebäude ein Gründach 
festzusetzen. Gründächer dienen der Spei-
cherung und dem Rückhalt von Nieder-
schlagswasser und leisten somit einen Bei-
trag zur Starkregenvorsorge. 

Wird nicht berücksichtigt.  

Im Bestand befinden sich u.a. Nebenanlagen mit 
Dachneigungen über 10°, die sich in den vorhande-
nen Bestand einfügen. Das Plangebiet weist gem. 
dem vorhandenen Bestand einen dörflichen Charak-
ter auf, der durch den Bebauungsplan gesichert wer-
den soll. Daher wird auf eine zwingenden Dachnei-
gung von Nebengebäuden verzichtet.  

Eine Begrünung bei flachgeneigten Dächern soll den-
noch festgesetzt werden. Eine entsprechende Fest-
setzung findet sich unter Punkt B1.2.4 der Bebau-
ungsvorschriften.  

Hinzu kommt, dass im Sinne des Klimaschutzes wei-
tere Maßnahmen, wie Baumpflanzungen auf privaten 
und öffentlichen Flächen oder die Begrünung unbe-
bauter Flächen, getroffen werden.  

A.8.2 Es sei darauf hingewiesen, dass die Nut-
zung von Photovoltaikanlagen einer Dach-
begrünung nicht entgegensteht. Im Gegen-
teil führt die Kühlung der Photovoltaikmo-
dule durch die Verdunstungsleistung einer 
Dachbegrünung zu einer Steigerung des 
Stromertrags um ca. 4%. Hintergrund: Stei-
gende Temperaturen führen in elektrischen 
Bauteilen zu einem höheren Widerstand, 
der die Leistung reduziert. 

Die wird berücksichtigt.  

Der Hinweis unter Punkt C5.1 wird ergänzt.  

A.8.3 Um eine Kombination von Gründächern mit 
der PV-Pflicht bei Neubauten zu ermögli-
chen, empfehlen wir, bei Photovoltaikanla-
gen eine Überschreitung der Gebäudehöhe 
von 0,75 m zuzulassen. Dies ermöglicht 
eine Aufständerung der PV-Module mit ei-
nem lichten Abstand von 25 cm zwischen 
Substrat und Modulunterkante, sodass 
dauerhaft ausreichend Sonne und Nieder-
schlag bei den Pflanzen des Gründachs an-
kommt (s. Planungshinweise für Solar-
Gründächer des Bundesverbands Gebäu-
degrün zur Kombination von Gründach und 
PV). 

Dies wird nicht berücksichtigt. 

Die max. Gebäudehöhe wurde auf 10,5 m festge-
setzt. Dies ermöglicht bei der max. zulässigen Zahl 
von 2 Vollgeschossen Gestaltungspielraum bzgl. Un-
terbringung von PV-Anlagen. Da im Bebauungsplan 
eine Dachneigung der Hauptgebäude von 20°-45° 
festgesetzt wird, ist eine Kombination von PV-Anla-
gen und Dachbegrünung eingeschränkt umsetzbar.  

Die Dachneigung wird aufgrund des dörflichen Cha-
rakters sowie der vorhandenen Bebauung im Sinne 
der städtebaulichen Ordnung entsprechend festge-
setzt.  
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A.8.4 Gemäß der Lage des Plangebiets empfeh-
len wir bei der Nachverdichtung, die Gebäu-
destellung so zu gestalten, dass die Kaltluft-
zufuhr vom Rhein in Richtung des Orts-
kerns nicht beeinträchtigt wird. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.   

Künftige Bauvorhaben im Plangebiet sind derzeit 
nicht bekannt und schwer abzuschätzen. Die Bau-
fenster wurden großzügig ausgewiesen, um den Ei-
gentümern bei einer künftigen Bebauung in zweiter 
Reihe die Möglichkeit einer flexiblen Gestaltung zu 
gewährleisten.  

Dennoch wurde darauf geachtet, dass insbesondere 
die seitlichen Grundstücksbereiche im Sinne einer 
aufgelockerten Bauweise freigehalten werden. Die 
Baufenster wurden entsprechend mit einem Abstand 
von 3 m zu den Grundstücksgrenzen festgesetzt. So 
werden Frischluftschneisen freigehalten und Kaltluft-
bahnen vom Rhein in Richtung Ortskern werden nicht 
beeinträchtigt.   

A.9 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 580 Landwirtschaft 
(gemeinsames Schreiben vom 19.03.2024) 

A.9.1 Aus landwirtschaftlicher Sicht bestehen 
keine Bedenken gegen die innerörtlichen 
Nachverdichtung im bestehenden Wohnge-
biet im südlichen Bereich der Waldstraße in 
Breisach. Landwirtschaftliche Belange sind 
nicht direkt betroffen. Für die mindestens 30 
m entfernt liegenden Rebzeilen auf den öst-
lich gelegenen Flsten. 664 und 664/2 konn-
ten über das gemeinsame Antragsverfah-
ren keine Bewirtschafter ausfindig gemacht 
werden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.9.2 Aktuell sind keine externen Kompensati-
onsmaßnahmen vorgesehen. Sollten sich 
im weiteren Planungsverlauf diesbezüglich 
Änderungen ergeben, gelten § 15 (3) 
BNatSchG (Berücksichtigung agrarstruktu-
reller Belange) und § 15 (6) NatSchG (früh-
zeitige Einbindung der zuständigen Land-
wirtschaftsbehörde bei Inanspruchnahme 
landwirtschaftlicher Flächen). 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.10 Regierungspräsidium Stuttgart – Landesamt für Denkmalpflege 
(Schreiben vom 29.02.2024) 

A.10.1 Darstellung des Schutzgutes 

Das Plangebiet liegt zum Teil im Bereich 
des Kulturdenkmals gem. § 2 DSchG: mit-
telalterliche Stadt Breisach. Betroffen ist 
Flst. Nr. 670 und 670/1. Bei Bodeneingriffen 
ist daher mit archäologischen Funden und 
Befunden - Kulturdenkmalen gem. § 2 
DSchG - zu rechnen.  

Dies wird berücksichtigt. 

Der Hinweis unter Punkt C1 wird angepasst und das 
vorhandene Denkmal nachrichtlich übernommen.   

A.10.2 An der Erhaltung der ausgewiesenen ar-
chäologischen Kulturdenkmale besteht 
grundsätzlich ein öffentliches Interesse.  

Dies wird berücksichtigt. 

Der Hinweis unter Punkt C1 wird angepasst und das 
vorhandene Denkmal nachrichtlich übernommen.   
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Sollte an den Planungen in der vorliegen-
den Form festgehalten werden, regen wir 
an, frühzeitig im Vorfeld von Bodeneingrif-
fen (auch im Rahmen von Abbrucharbeiten, 
Leitungstrassen etc.) auf Kosten des Pla-
nungsträgers den Humusabtrag / Oberbo-
denabtrag im Bereich der Bodeneingriffsflä-
chen zeitlich vorgezogen in Anwesenheit ei-
nes Vertreters der Archäologischen Denk-
malpflege durchzuführen. Dies betrifft ins-
besondere auch die unbebauten Freiflä-
chen. Für diese Arbeiten ist ein ausreichend 
großes Zeitfenster bis zum Baubeginn frei-
zuhalten, da mit wissenschaftlichen Aus-
grabungen/Dokumentationen in Bereichen 
archäologischer Befunde (Kulturdenkmale 
gem. § 2 DSchG) zu rechnen ist. Diese 
Maßnahme frühzeitig durchzuführen, ist im 
Interesse des Planungsträgers sowie der 
Bauherren, da hiermit Planungssicherheit 
erreicht werden kann und Wartezeiten 
durch archäologische Grabungen vermie-
den oder minimiert werden können. Eine 
schriftliche Terminvereinbarung ist notwen-
dig. Sollten sich hierbei archäologische Be-
funde zeigen ist im Anschluss daran mit 
wissenschaftlichen Ausgrabungen zu rech-
nen, sofern seitens des Planungsträgers an 
der Ausdehnung des Plangebiets in der 
derzeitigen Form festgehalten wird. Wir 
weisen darauf hin, dass im Falle einer not-
wendigen Rettungsgrabung durch das Ref. 
84.2 die Bergung und Dokumentation der 
Kulturdenkmale durch den Planungsträger 
finanziert werden muss.  

Wir bitten Sie diesen Hinweis in die Planun-
terlagen zu übernehmen bzw. Ihren Hin-
weis unter Pkt. 2 entsprechend zu korrigie-
ren.  
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A.11 Regierungspräsidium Freiburg – Abt. 9 Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
(Schreiben vom 14.03.2024) 

A.11.1 Geotechnik 

Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhö-
rungsverfahren als Träger öffentlicher Be-
lange keine fachtechnische Prüfung vorge-
legter Gutachten oder von Auszügen dar-
aus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein in-
genieurgeologisches Übersichtsgutachten, 
Baugrundgutachten oder geotechnischer 
Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen 
Aussagen im Verantwortungsbereich des 
gutachtenden Ingenieurbüros. Eine Zuläs-
sigkeit der geplanten Nutzung vorausge-
setzt, wird andernfalls die Übernahme der 
folgenden geotechnischer Hinweise in den 
Bebauungsplan empfohlen: 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage 
der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich von Auenlehm mit im 
Detail nicht bekannter Mächtigkeit. 

Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener 
Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung 
geeignet sind, sowie einem kleinräumig 
deutlich unterschiedlichen Setzungsverhal-
ten des Untergrundes ist zu rechnen. Ggf. 
vorhandene organische Anteile können zu 
zusätzlichen bautechnischen Erschwernis-
sen führen. Der Grundwasserflurabstand 
kann bauwerksrelevant sein. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im 
Zuge der weiteren Planungen oder von 
Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrund-
aufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 
Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, 
zum Grundwasser, zur Baugrubensiche-
rung) werden objektbezogene Baugrundun-
tersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. 
DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro 
empfohlen. 

 

Dies wird berücksichtigt. 

Der Hinweis unter Punkt C4 wird angepasst. 

A.11.2 Boden 

Da ausschließlich Böden in Siedlungsflä-
chen vom Planungsvorhaben betroffen sind 
und davon ausgegangen werden kann, 
dass diese weitestgehend anthropogen ver-
ändert wurden, sind aus bodenkundlicher 
Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Be-
denken vorzutragen. 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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A.11.3 Mineralische Rohstoffe 

Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoff-
geologischer Sicht keine Hinweise, Anre-
gungen oder Bedenken vorzubringen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.4 Grundwasser 

Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhö-
rungsverfahren des LGRB als Träger öf-
fentlicher Belange von Seiten der Landes-
hydrogeologie und -geothermie (Referat 
94) keine fachtechnische Prüfung vorgeleg-
ter Gutachten oder von Auszügen daraus 
erfolgt.  

Sofern für das Plangebiet ein hydrogeologi-
sches Übersichtsgutachten, Detailgutach-
ten oder hydrogeologischer Bericht vorliegt, 
liegen die darin getroffenen Aussagen im 
Verantwortungsbereich des gutachtenden 
Ingenieurbüros.  

Die hydrogeologischen und geothermi-
schen Untergrundverhältnisse können dem 
Hydrogeologischen Kartenwerk des LGRB 
(1: 50 000) und LGRBwissen sowie dem In-
formationssystem „Oberflächennahe Ge-
othermie für Baden-Württemberg" (ISONG) 
entnommen werden.  

Aktuell findet im Plangebiet keine hydroge-
ologische Bearbeitung durch das LGRB 
statt. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.5 Bergbau 

Gegen die Planung bestehen von bergbe-
hördlicher Seite keine Einwendungen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.6 Geotopschutz 

Im Bereich der Planfläche sind Belange des 
geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht 
tangiert. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.11.7 Allgemeine Hinweise 

Die lokalen geologischen Untergrundver-
hältnisse können dem bestehenden Geolo-
gischen Kartenwerk, eine Übersicht über 
die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der 
Homepage des LGRB (https://www.lgrb-
bw.de) entnommen werden. 

Des Weiteren verweisen wir auf unser Ge-
otop-Kataster, welches im Internet unter der 
Adresse https://lgrb-bw.de/geotouris-
mus/geotope (Anwendung LGRB-Mapser-
ver Geotop-Kataster) abgerufen werden 
kann. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

https://www.lgrb-bw.de/
https://www.lgrb-bw.de/
https://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope
https://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope
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A.12 Regierungspräsidium Freiburg – Referat 53.3 - Integriertes Rheinprogramm 
(Schreiben vom 03.04.2024) 

A.12.1 Das beabsichtige Vorhaben liegt im Auswir-
kungsbereich des am 24.08.2006 vom 
Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald 
wasserrechtlich planfestgestellten Hoch-
wasserrückhalteraums Kulturwehr 
Breisach, der vom Land Baden-Württem-
berg gebaut und betrieben wird. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.12.2 Nachrichtlich teilen wir Ihnen folgende 
Grundwassermaximalwerte im Bereich des 
Vorhabens mit:  

1. Historische Grundwasserstandmessun-
gen  

Der höchste bekannte Grundwasserstand 
(nach Ausbau des Oberrheins) im unmittel-
baren Bereich der vorgesehenen Fläche 
liegt gemäß Auswertung des nächstgelege-
nen Grundwasserpegels (2029/019-7) bei 
ca. 188,15 m + NN  

In diesem Zusammenhang ist zu beachten, 
dass die Messung der Grundwasserstände 
i. d. R. nicht durchlaufend erfolgt und das 
Maximum infolge extremer meteorologi-
scher Ereignisse auch höher liegen kann. 
Die vorhandene Ganglinie der Grundwas-
sermessstelle beschränkt sich auf den Zeit-
raum 1997-2024.  

2. Grundwassermaximalwerte im Istzu-
stand (V8erw)  

Auf Grundlage des mehrdimensionalen 
Grundwassermodells wurde für das Pla-
nungsgebiet beim heutigen Istzustand bei 
einem 200-jährlichen Rheinhochwasser mit 
zeitgleichem Niederschlagsereignissen wie 
im Mai 1983 ein maximaler Grundwasser-
stand von ca. 188,3 m+NN ermittelt.  

3. Grundwassermaximalwerte im Pla-
nungszustand (V22erw)  

Beim planfestgestellten Betrieb des künfti-
gen Rückhalteraumes stellen sich nach Mo-
dellberechnungen maximale Grundwasser-
stände von ca. 188,25 m+NN ein.  

Wir empfehlen im weiteren Verfahren bzw. 
in den Bauvorschriften den Maximalwert 
von 188,3 m + NN für den zu erwartenden 
Grundwasserhöchststand (HHW) anzuge-
ben. 

Dies wird berücksichtigt.  

Der Hinweis unter Punkt C8 wird ergänzt. 

A.12.3 Aufgrund der obigen Ausführungen emp-
fehlen wir, unterirdische Bauteile (bspw. 

Der Hinweis unter Punkt C8 wird ergänzt. 
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Keller) die tiefer als die maximalen Grund-
wasserstände (HHW) liegen, auftriebssi-
cher und wasserdicht auszuführen 

A.12.4 Das Regierungspräsidium Freiburg weist 
darauf hin, dass alle Schäden an den bauli-
chen Anlagen und jede Art von Betriebs- 
bzw. Produktionsausfall, die in Verbindung 
mit dem Bau und dem Betrieb des Rückhal-
teraumes Kulturwehres Breisach auftreten, 
nicht gegenüber dem Land Baden-Würt-
temberg geltend gemacht werden können, 
soweit diese darauf beruhen, dass der an-
gegebene Grundwasserhöchststand nicht 
angemessen berücksichtigt wurde. Glei-
ches gilt für sonstige Schäden, soweit die 
Auswirkungen des Baus und Betriebs des 
Rückhalteraumes im Rahmen des planfest-
gestellten Baus und Betriebs nicht abschlie-
ßend berücksichtigt wurden.  

Die Höhenangaben dieser Stellungnahme 
beziehen sich auf das Höhensystem 
DHHN12 (Höhenstatus 130). 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.13 Regierungspräsidium Freiburg – Referat 57 - Wasserstraßen 
(Schreiben vom 31.03.2024) 

A.13.1 Referat 57 vom Regierungspräsidium Frei-
burg ist hinsichtlich seiner Fachgebiete, 
Wasserkraft, Technische Fachbehörde für 
Hafen- und Umschlaganlagen und der Ver-
waltung landeseigener Grundstücke nicht 
betroffen. 

Ebenfalls sieht das uns angegliederte Fach-
gebiet für grenzüberschreitende Belange 
keine Betroffenheit unsererseits. 

Wir wünschen keine weitere Beteiligung. 

Der den Unterlagen beigefügten Liste der 
Beteiligten Institutionen können wir den 
Rheinhafen Breisach und die WSV nicht 
entnehmen.  

Wir empfehlen Ihnen daher die Rheinhafen 
Breisach GmbH, die Lagerhaus Breisach 
GmbH wie auch die Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung (WSV) zu beteiligen. 

Abschließend weisen wir zum einen darauf 
hin, dass sich eine Reduzierung der Hafen-
fläche nachteilig auf die Schifffahrt auswir-
ken kann.  

Zum anderen weisen wir darauf hin, dass 
durch den Hafen- und Umschlagsbetrieb 
Immissionen zu erwarten sind, die sich 
nachteilig auf nahegelegene Wohngebiete/ 
Wohnqualität auswirken könnten. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Eine Beteiligung der Rheinhafen Breisach GmbH, der 
Lagerhaus Breisach GmbH sowie der Wasser- und 
Schifffahrtverwaltung wird nicht erfolgen, da diese 
von der Planung nicht berührt sind. Bei dem zugrun-
deliegenden Bebauungsplan handelt es sich um eine 
Bestandsüberplanung privater Grundstücke. Der in 
Aufstellung befindliche Angebotsbebauungsplan soll 
im Rahmen einer doppelten Innenentwicklung Nach-
verdichtungsmöglichkeiten im Bestand ermitteln, vor-
handene Grünflächen schützen und insgesamt eine 
geordnete städtebauliche Entwicklung ermöglichen.  

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans wird we-
der Hafenfläche reduziert, noch sind Auswirkungen 
auf den Hafen- und Umschlagbetrieb zu erwarten.  

Ebenfalls sind keine zusätzlichen Immissionen zu er-
warten, die auf die vorhandene Bebauung einwirken. 
Hinzu kommt, dass sich das Plangebiet in ausrei-
chender Entfernung zum Hafen- und Umschlagbe-
trieb befindet und die dazwischen befindlichen 
Grundstücke künftig einer gemischten Nutzung zuge-
führt werden sollen, welche mögliche Lärmbelastun-
gen zusätzlich abschirmt.  
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A.14 Regionalverband Südlicher Oberrhein 
(Schreiben vom 19.03.2024) 

A.14.1 Der Bebauungsplan wird nach § 13a 
BauGB aufgestellt, umfasst einen Gel-
tungsbereich von ca. 1,7 ha, entwickelt sich 
aus dem Flächennutzungsplan und setzt im 
Wesentlichen ein Allgemeines Wohngebiet 
WA für die Nachverdichtung eines beste-
henden Wohngebiets fest.  

Die Nutzung des vorhandenen Innenent-
wicklungspotenzials wird begrüßt. 

Aus regionalplanerischer Sicht bestehen 
keine Einwendungen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

A.15 Industrie- und Handelskammer Südlicher Oberrhein 
(Schreiben vom 19.03.2024) 

A.15.1 Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 
13.2.2024 und die Möglichkeit, in o. g. Be-
bauungsplanverfahren Stellung zu neh-
men. Von Seiten der IHK Südlicher Ober-
rhein werden zur vorliegenden Planung der 
Stadt bis auf folgende Ausnahme keine 
grundsätzlichen Bedenken geäußert:  

Im rechtswirksamen Bebauungsplan 
„Spichgrund“ ist dessen westlicher Gel-
tungsbereich, so auch das südwestlichste 
Grundstück Flst.-Nr. 5912, als Mischgebiet 
ausgewiesen, um möglichen Nutzungskon-
flikten mit den westlich anschließenden ge-
werblich-/ industriell-genutzten Bereichen 
der Breisacher Kernstadt wirksam begeg-
nen zu können. Hier befindet sich ein akti-
ver IHK-Mitgliedsbetrieb u.a. mit einer zu-
rückversetzten Gewerbehalle. Es wird drin-
gend empfohlen, es hier bei Mischgebiet zu 
belassen. Auch die übrigen, den Gewerbe-
betrieb unterstützenden Festsetzungen des 
bestehenden Bebauungsplanes sollten in 
den aktuellen Bebauungsplan übernom-
men werden. Ggf. wäre es für den Betrieb 
aber auch vorteilhafter, wenn sein Betriebs-
gelände nicht in den Geltungsbereich des 
neuen Bebauungsplans Waldstraße aufge-
nommen würde. Es wird um Prüfung gebe-
ten. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Eine Änderung erfolgt nicht.  

Das Gebiet ist überwiegend von Wohnnutzung ge-
prägt. Anlass zur Aufstellung des Bebauungsplanes 
„Waldstraße“ sind mehrere Anfragen zur Nachver-
dichtung oder Umnutzung bestehender Gebäude. 
Der Eigentümer des Flurstückes 5912 hat bereits in 
der Vergangenheit bezüglich einer Nutzungsände-
rung der bestehenden Gewerbehalle bei der Stadt 
Breisach am Rhein angefragt und im Jahr 2018 eine 
Bauvoranfrage diesbezüglich gestellt. Langfristig ge-
sehen plant der Eigentümer den Neubau eines 
Wohnhauses und somit die Aufgabe der bestehen-
den Gewerbehalle. Der Bebauungsplan Waldstraße 
soll hierfür die bauplanungs- und bauordnungsrecht-
lichen Rahmenbedingungen schaffen. Eine Abände-
rung des Bebauungsplanentwurfes oder eine Her-
ausnahme des Grundstückes wird daher nicht erfol-
gen.  

 

A.16 badenovaNETZE GmbH 
(Schreiben vom 14.03.2024) 

A.16.1 Das Verfahrensgebiet kann über die beste-
henden Leitungsnetze der Leopoldschanze 
bzw. der Waldstraße mit Trinkwasser ver-
sorgt werden. Unter Zugrundelegung der 
Technischen Regeln des DVGW-

Dies wird zur Kenntnis genommen.  
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Arbeitsblattes W 405 steht eine Löschwas-
sermenge (Grundschutz) von 48 m³/h zur 
Verfügung. Objektschutz wird Seitens der 
badenovaNETZE GmbH nicht zur Verfü-
gung gestellt. 

Die Versorgung des Plangebiets mit elektri-
scher Energie erfolgt durch Anschluss bzw. 
Erweiterung des bestehenden Leitungsnet-
zes der badenovaNETZE GmbH. 

Dafür sind umfangreiche Netzausbaumaß-
nahmen erforderlich. Versorgungsleitungen 
sind von Überbauungen und Bepflanzun-
gen freizuhalten. 

Planauskünfte sind bei unserer Tochterge-
sellschaft regioDATA GmbH, Tullastraße 
61, 79108 Freiburg i. Br. unter Hotline-Plan-
auskunft 07621 91943-400 oder E-Mail-Ad-
resse: auskunft@regiodata-gmbh.de er-
hältlich Hausanschlüsse werden nach den 
technischen Anschlussbedingungen der 
badenovaNETZE GmbH, den Bestimmun-
gen der NAV, AVBWasserV und den Maß-
gaben der einschlägigen Regelwerke in der 
jeweils gültigen Fassung ausgeführt. In An-
lehnung an die DIN 18012 wird für Neubau-
vorhaben ein Anschlussübergaberaum be-
nötigt. Der Hausanschlussraum ist an der 
zur Straße zugewandten Außenwand des 
Gebäudes einzurichten und hat ausrei-
chend belüftbar zu sein. Anschlussleitun-
gen sind geradlinig und auf kürzestem Weg 
vom Abzweig der Versorgungsleitung bis in 
den Hausanschlussraum zu führen. Für die 
rechtzeitige Ausbauentscheidung, Planung 
und Bauvorbereitung des Versorgungsnet-
zes, sowie die Koordinierung mit dem Stra-
ßenbau und den Baumaßnahmen der an-
deren Leitungsträger wird eine Vorlaufzeit 
von mindestens 6 Monaten benötigt. Daher 
ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf 
der Erschließungsmaßnahmen im Bebau-
ungsplangebiet der badenovaNETZE 
GmbH, Tullastraße 61, 79108 Freiburg i. 
Br., so früh wie möglich, mindestens jedoch 
4 Monate vor Erschließungsbeginn, schrift-
lich angezeigt werden. 

A.17 Vodafone West GmbH 
(Schreiben vom 22.03.2024) 

A.17.1 Ihre Anfrage wurde zur Weiterbearbeitung 
an die zuständige Fachabteilung weiterge-
leitet, die sich bei Bedarf mit Ihnen zu gege-
bener Zeit in Verbindung setzen wird. 

Dies wird zur Kenntnis genommen.   
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Vor Baubeginn sind aktuelle Planunterla-
gen vom ausführenden Tiefbauunterneh-
men anzufordern. Unsere kostenlose Voda-
fone West-Planauskunft ist erreichbar via 
Internet über die Seite https://immobilien-
wirtschaft.vodafone.de/partner-der-immobi-
lienwirtschaft/kontakt-planauskunft/plan-
auskunft.html  

Dort kann man sich einmalig registrieren 
lassen und Planauskünfte einholen. 

Bitte beachten Sie eine weitere Planaus-
kunft für Bestandsnetz der Vodafone GmbH 
und Vodafone Deutschland GmbH anzufor-
dern unter https://partner.kabeldeutsch-
land.de/webauskunft-neu/Datashop/Wel-
comePage.aspx 

 
  

https://immobilienwirtschaft.vodafone.de/partner-der-immobilienwirtschaft/kontakt-planauskunft/planauskunft.html
https://immobilienwirtschaft.vodafone.de/partner-der-immobilienwirtschaft/kontakt-planauskunft/planauskunft.html
https://immobilienwirtschaft.vodafone.de/partner-der-immobilienwirtschaft/kontakt-planauskunft/planauskunft.html
https://immobilienwirtschaft.vodafone.de/partner-der-immobilienwirtschaft/kontakt-planauskunft/planauskunft.html
https://partner.kabeldeutschland.de/webauskunft-neu/Datashop/WelcomePage.aspx
https://partner.kabeldeutschland.de/webauskunft-neu/Datashop/WelcomePage.aspx
https://partner.kabeldeutschland.de/webauskunft-neu/Datashop/WelcomePage.aspx
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B KEINE BEDENKEN UND ANREGUNGEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖF-
FENTLICHER BELANGE 

 

B.1 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 320 Gesundheitsschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 19.03.2024) 

B.2 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 510 Forst 
(gemeinsames Schreiben vom 19.03.2024) 

B.3 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 540 Flurneuordnung 
(gemeinsames Schreiben vom 19.03.2024) 

B.4 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 650/660 Untere Straßenverkehrsbehörde 
und Landkreis als Straßenbaulastträger  
(gemeinsames Schreiben vom 19.03.2024) 

B.5 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 54.1 – 54.4 Industrie Schwerpunkt Luftreinhaltung 
(Schreiben vom 26.02.2024) 

B.6 Polizeipräsidium Freiburg  
(Schreiben vom 20.02.2024) 

B.7 Bundesamt für Infrastruktur Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
(Schreiben vom 19.02.2024) 

B.8 Abwasserzweckverband Breisgauer Bucht 
(Schreiben vom 20.02.2024) 

B.9 Vermögen und Bau Baden-Württemberg 
(Schreiben vom 15.02.2024)  

B.10 Stadt Vogtsburg 
(Schreiben vom 19.02.2024) 

B.11 Gemeinde Merdingen 
(Schreiben vom 28.02.2024) 

B.12 Gemeinde Ihringen 
(Schreiben vom 19.03.2024) 
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C PRIVATE STELLUNGNAHMEN AUS DER ÖFFENTLICHKEIT 

 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

C.1 Person 1 
(Schreiben vom 23.03.2024) 

C.1.1 Einspruch gegen die willkürliche und teil-
weise Aussparung eines östlichen – in 
meinem uneingeschränkten Eigentum be-
findlichen Grundbesitzes – aus der Pla-
nung des hier festgelegten Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes „Waldstraße“ 

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

C.1.2 Diese Ausgliederung bedeutet, dass für 
diesen Teil meiner Grundbuchfläche von ~ 
30% die Abwertung „unbeplanter Außen-
bereich“ gem. 35 BauGB gelten soll, was 
zum einen eine Bebauung – wenn über-
haupt – nur durch ein bürokratisches An-
tragsverfahren möglich ist und – im Ge-
gensatz zu den Bebauungsplan „Wald-
straße“ befindliche u.a. höhe Erschlie-
ßungskosten (im Gegensatz in Ziffer 9.3 
der Begründung) usw. anfallen würden.  

Ich beziffere meinen persönlichen Verlust 
unter Zugrundelegung des Bodenwertes 
der Stadt Breisach zur Ermittlung der 
Grundsteuer von 450€/m2 x 280m2 >> 
126.000€. Diesen Wertverlust würde ich 
im Falle der Ablehnung meines Einspru-
ches als Wertverlust nach §§ 39ff. fordern. 
Dieser Betrag würde insbesondere im Fall 
eines Verkaufs unverzüglich anfallen.   

Das betroffene Flurstück befindet sich derzeit teil-
weise im unbeplanten Innenbereich gem. §34 
BauGB. Der hintere, bisher unversiegelte Teilbe-
reich des Flurstückes wird aus Sicht der Stadt 
Breisach am Rhein in Zusammenhang mit den übri-
gen angrenzenden Grün- und Freiflächen als soge-
nannte Außenbereichsinsel im Innenbereich bewer-
tet. Eine Bebauung der Freifläche würde sich nicht 
mehr als zwangslose Fortsetzung der vorhandenen 
Bebauung aufdrängen. Sie liegt daher bereits heute 
nicht innerhalb eines Bebauungszusammenhangs 
im Sinne des § 34 Abs. 1 BauGB und wird grund-
sätzlich als bauplanungsrechtlicher Außenbereich 
eingestuft. Der Bebauungsplan sowie dessen Ab-
grenzung hat demnach aus Sicht der Stadt keine 
nachteiligen planungsrechtlichen Auswirkungen auf 
den hinteren Teilbereich des Grundstückes.  

Punkt 9.3 der Begründung bezieht sich auf die Er-
schließung des gesamten Plangebietes (Abgren-
zung Geltungsbereich), welche bereits gesichert ist 
und daher keine Kosten anfallen. Im Falle einer Be-
bauung auf privaten Grundstücksflächen sind die 
Kosten für Erschließung usw., unabhängig von der 
Aufstellung eines Bebauungsplanes, vom Eigentü-
mer selbst zu tragen. Ebenfalls sind auch aufgrund 
der Abgrenzung des vorliegenden Bebauungspla-
nes mit keinen höheren Erschließungskosten zu 
rechnen.  

Die vorliegende Wertermittlung kann als planerische 
Grundlage nicht herangezogen werden und ist kein 
Bestandteil der vorliegenden Bebauungsplanung. 
Ein möglicher Wertverlust kann nicht geltend ge-
macht werden.   
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C.1.3 Ich beantrage – im Gegensatz der vorge-
sehenen Aufspaltung meines im uneinge-
schränkten Eigentum befindlichen Grund-
fläche – dass dieses in den Rechtsraum 
der vorgelegten B-Plan „Waldstraße“ auf-
genommen wird und das für diese Ge-
samtfläche von 913m2 ein GESAMT Bau-
fenster – wie im westlichen Teil des Be-
bauungsplanes angewandt eingetragen 
wird, verbunden mit der Begründung zu 
9.3 diesem Bebauung gilt: „Für die Er-
schließung fallen keine Kosten zur Her-
stellung der Verkehrsanlagen, Entwässe-
rung und Wasserversorgung an“.  

Die Bauleitpläne sind nach § 2 Abs. 1 S. 1 von der 
Gemeinde in eigener Verantwortung aufzustellen. 
Die Bauleitplanung ist ein Kernbestandteil der kom-
munalen Planungshoheit und damit des verfas-
sungsrechtlich garantierten Selbstverwaltungs-
rechts der Gemeinde in Angelegenheiten der örtli-
chen Gemeinschaft (Art. 28 Abs. 2 GG). Aufgabe 
der Bauleitplanung gem. §1 BauGB ist die Vorberei-
tung und Leitung der baulichen und sonstigen Nut-
zung der Grundstücke. Anspruch auf Aufstellung ei-
nes Bebauungsplanes sowie dessen Abgrenzung 
und Inhalte seitens privater Eigentümer besteht 
nicht.  

Weiterhin wird in §1 Abs. 5 S. 1 BauGB die Gewähr-
leistung einer nachhaltigen städtebaulichen Ent-
wicklung als Leitbegriff der Bauleitplanung hervor-
gehoben. Gemäß diesem Grundsatz verfolgt die 
Stadt Breisach am Rhein das Prinzip der doppelten 
Innenentwicklung. Nachverdichtungsmöglichkeiten 
sollen im Bestand und auf den bereits versiegelten 
Flächen ermittelt und ermöglicht werden, wobei 
gleichzeitig vorhandenen Grünflächen geschützt 
werden sollen. Somit steht nicht nur die bauliche 
Verdichtung im Bestand im Vordergrund der vorlie-
genden Bauleitplanung, sondern auch die Erhaltung 
und Weiterentwicklung des urbanen Grüns. Die 
wichtigen Funktionen der Frei- und Grünflächen als 
Lebensraum für Tiere und Pflanzen und als Erho-
lungsraum für Menschen werden hierdurch stärker 
in den Fokus gerückt. 

Die Stadt Breisach am Rhein hat sich daher dazu 
entschieden, die aktuell vorhandenen privaten und 
überwiegend unversiegelten Grünflächen im östli-
chen Teilbereich des Geltungsbereiches nicht in den 
Geltungsbereich miteinzubeziehen. Zur planungs-
rechtlichen Bewertung dieser Flächen wird auf 
Punkt C.1.2 verwiesen.  

Hinzu kommt, dass im Vorfeld sowie während der 
Bebauungsplanaufstellung ein Beteiligungsprozess 
mit den betroffenen Eigentümern stattgefunden hat. 
Dabei wurden die Eigentümer über die Bebauungs-
planaufstellung informiert und Wünsche sowie An-
sprüche der Eigentümer konnten ermittelt werden. 
Der vorliegende Bebauungsplan entspricht aus 
Sicht der Stadt Breisach am Rhein dem Gleichbe-
handlungsgrundsatz. Die vorderen Grundstücksbe-
reiche können aufgrund der großzügigen Festset-
zungen nachverdichtet werden, die hinteren Berei-
che der bisher unversiegelten Grünflächen, die als 
Außenbereichsinsel eingestuft werden, sind kein 
Bestandteil der Überplanung und werden als Grün-
flächen geschützt.  

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BauGB&p=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BauGB&p=2&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=GG&a=28
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=GG&a=28&x=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=BauGB&p=1&x=5
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Abschließend ist festzuhalten, dass die Möglichkei-
ten zur Bebauung durch den vorliegenden Planent-
wurf bereits erheblich ausgeweitet werden.  

An der bisherigen Abgrenzung und Planung wird 
festgehalten.  

C.1.4 Eine Verpflichtung zur Bebauung im Rah-
men der bis Ende 2024 geltenden Rege-
lungen des Baulandmobilisierungsgesetz 
vom 23.07.2021 gelten für mein im Eigen-
tum befindliche und weitgehend bebaute 
Grundfläche, eingetragen im Grundbuch 
Breisach, Blatt 495, 5805/7 nicht.  

Dies wird zur Kenntnis genommen.  

C.1.5 Sollten einzelne Ausführungen meiner-
seits undurchführbar oder unwirksam sein, 
bleiben meine Aussagen, Einwände o.ä. 
im übrigen unberührt. An die Stelle der un-
wirksamen oder undurchführbaren Best-
immungen soll diejenige wirksam oder 
durchführbarer Regelung treten, deren 
Wirkung der Zielsetzung (auch mehrfach 
ggüber Herrn Müller und Frau Göttsche-
Metzger vorgetragen, Beide Beamten der 
Stadtverwaltung Breisach) am nächsten 
kommen. 

Aussagen, Einwände o.ä., welche nicht im Zuge der 
Offenlage bei der Stadt Breisach am Rhein einge-
gangen sind, können auch im Rahmen der vorlie-
genden Abwägung nicht behandelt werden.   

Dies bezieht sich auf Vertragsgestaltungen und ist 
daher im vorliegenden Fall nicht anwendbar.  

Änderung an dem Bebauungsplan ergeben sich hie-
raus nicht.  

C.1.6 Einsprüche/Abänderungsforderungen – 
beruhend auf der Ablehnung dieser Ein-
sprüche in dem VB-Plan erfahrene fehler-
haftenden Regelungen der öffentlichen Ei-
genschaften meines Grundstückes – bzgl. 
der Festlegung der Höhe meiner vom Fi-
nanzamt und folgend der Stadt Breisach 
zu zahlenden Grundsteuer bleiben aus-
drücklich vorbehalten.   

Dies ist nicht Bestandteil des Bebauungsplanverfah-
ren.  

C.1.7 PS. Die hier umstrittene Aufspaltung mei-
nes Grundstückes hinsichtlich der Bebau-
barkeit in eines einen Teil gem. § 30 Ab-
satz 3 BauGB (Innenbereich) und einen 
gem. § 35 BauGB (Außenbereich) ist we-
der in dem originären Fassung von 2008, 
noch in dem jetzigen FNP, noch dem 
Grundbuchkataster, noch in meiner Aus-
baugenehmigung von 2008 enthalten, so-
dass sich die Frage nach den politischen 
und rechtlichen Fragen nach den Verant-
wortlichen/Veranlassenden stellt.  

Ein Flächennutzungsplan gibt die beabsichtigte Art 
und Weise der Bodennutzung in einem größeren 
Gebiet vor. Der Bebauungsplan hingegen regelt 
die konkrete bauliche Nutzung von bestimmten Flä-
chen innerhalb des Gebiets. Der Flächennutzungs-
plan stellt somit die übergeordnete Planung dar, 
während der Bebauungsplan die Umsetzung dieser 
Planung auf der Ebene der konkreten Baugenehmi-
gungen darstellt. 

Der vorliegende Bebauungsplan wird in dem be-
troffenen Gebiet vollständig aus dem rechtswirksa-
men, nicht parzellenscharfen, Flächennutzungsplan 
entwickelt. Konkrete Aufteilungen sowie Festsetzun-
gen erfolgen erst auf Bebauungsplanebene.  

Weiterhin haben weder das Grundbuchkataster 
noch die Ausbaugenehmigung Auswirkungen auf 
die planungsrechtliche Überplanung eines Gebie-
tes.  
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Dies wird zur Kenntnis genommen.  

C.2 Person 2 
(Schreiben vom 25.03.2024) 

C.2.1 Einspruch gegen die willkürliche und teil-
weise Aussparung eines östlichen – in 
meinem uneingeschränkten Eigentum be-
findlichen Grundbesitzes – aus der Pla-
nung des hier festgelegten Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes „Waldstraße“ 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

C.2.2 Diese Ausgliederung bedeutet, dass für 
diesen Teil meiner Grundbuchfläche von ~ 
44% die Abwertung „unbeplanter Außen-
bereich“ gem. 35 BauGB gelten soll, was 
zum einen eine Bebauung – wenn über-
haupt – nur durch ein bürokratisches An-
tragsverfahren möglich ist und – im Ge-
gensatz zu den Bebauungsplan „Wald-
straße“ befindliche u.a. hohe Erschlie-
ßungskosten (im Gegensatz in Ziffer 9.3 
der Begründung) usw. anfallen würden.  

Ich beziffere meinen persönlichen Verlust 
unter Zugrundelegung des Bodenwertes 
der Stadt Breisach zur Ermittlung der 
Grundsteuer von 450€/m2 x 490m2 >> 
220.000€. Diesen Wertverlust würde ich 
im Falle der Ablehnung meines Einspru-
ches als Wertverlust nach §§ 39ff. fordern. 
Dieser Betrag würde insbesondere im Fall 
eines Verkaufs unverzüglich anfallen.   

Das betroffene Flurstück befindet sich derzeit teil-
weise im unbeplanten Innenbereich gem. §34 
BauGB. Der hintere, bisher unversiegelte Teilbe-
reich des Flurstückes wird aus Sicht der Stadt 
Breisach am Rhein in Zusammenhang mit den übri-
gen angrenzenden Grün- und Freiflächen als soge-
nannte Außenbereichsinsel im Innenbereich bewer-
tet. Eine Bebauung der Freifläche würde sich nicht 
mehr als zwangslose Fortsetzung der vorhandenen 
Bebauung aufdrängen. Sie liegt daher bereits heute 
nicht innerhalb eines Bebauungszusammenhangs 
im Sinne des § 34 Abs. 1 BauGB und wird grund-
sätzlich als bauplanungsrechtlicher Außenbereich 
eingestuft. Der Bebauungsplan sowie dessen Ab-
grenzung hat demnach aus Sicht der Stadt keine 
nachteiligen planungsrechtlichen Auswirkungen auf 
den hinteren Teilbereich des Grundstückes.  

Punkt 9.3 der Begründung bezieht sich auf die Er-
schließung des gesamten Plangebietes (Abgren-
zung Geltungsbereich), welche bereits gesichert ist 
und daher keine Kosten anfallen. Im Falle einer Be-
bauung auf privaten Grundstücksflächen sind die 
Kosten für Erschließung usw., unabhängig von der 
Aufstellung eines Bebauungsplanes, vom Eigentü-
mer selbst zu tragen. Ebenfalls sind auch aufgrund 
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der Abgrenzung des vorliegenden Bebauungspla-
nes mit keinen höheren Erschließungskosten zu 
rechnen.  

Die vorliegende Wertermittlung kann als planerische 
Grundlage nicht herangezogen werden und ist da-
her kein Bestandteil der vorliegenden Bebauungs-
planung. Ein möglicher Wertverlust kann nicht gel-
tend gemacht werden.   

C.2.3 Ich beantrage – im Gegensatz der vorge-
sehenen Aufspaltung meines im uneinge-
schränkten Eigentum befindlichen Grund-
fläche – dass dieses in den Rechtsraum 
der vorgelegten B-Plan „Waldstraße“ auf-
genommen wird und das für diese Ge-
samtfläche von 1108m2 ein GESAMT Bau-
fenster – wie im westlichen Teil des Be-
bauungsplanes angewandt eingetragen 
wird, verbunden mit der Begründung zu 
9.3 diesem Bebauung gilt: „Für die Er-
schließung fallen keine Kosten zur Her-
stellung der Verkehrsanlagen, Entwässe-
rung und Wasserversorgung an“. 

Die Bauleitpläne sind nach § 2 Abs. 1 S. 1 von der 
Gemeinde in eigener Verantwortung aufzustellen. 
Die Bauleitplanung ist ein Kernbestandteil der kom-
munalen Planungshoheit und damit des verfas-
sungsrechtlich garantierten Selbstverwaltungs-
rechts der Gemeinde in Angelegenheiten der örtli-
chen Gemeinschaft (Art. 28 Abs. 2 GG). Aufgabe 
der Bauleitplanung gem. §1 BauGB ist die Vorberei-
tung und Leitung der baulichen und sonstigen Nut-
zung der Grundstücke. Anspruch auf Aufstellung ei-
nes Bebauungsplanes sowie dessen Abgrenzung 
und Inhalte seitens privater Eigentümer besteht 
nicht.  

Weiterhin wird in §1 Abs. 5 S. 1 BauGB die Gewähr-
leistung einer nachhaltigen städtebaulichen Ent-
wicklung als Leitbegriff der Bauleitplanung hervor-
gehoben. Gemäß diesem Grundsatz verfolgt die 
Stadt Breisach am Rhein das Prinzip der doppelten 
Innenentwicklung. Nachverdichtungsmöglichkeiten 
sollen im Bestand und auf den bereits versiegelten 
Flächen ermittelt und ermöglicht werden, wobei 
gleichzeitig vorhandenen Grünflächen geschützt 
werden sollen. Somit steht nicht nur die bauliche 
Verdichtung im Bestand im Vordergrund der vorlie-
genden Bauleitplanung, sondern auch die Erhaltung 
und Weiterentwicklung des urbanen Grüns. Die 
wichtigen Funktionen der Frei- und Grünflächen als 
Lebensraum für Tiere und Pflanzen und als Erho-
lungsraum für Menschen werden hierdurch stärker 
in den Fokus gerückt. 

Die Stadt Breisach am Rhein hat sich daher dazu 
entschieden, die aktuell vorhandenen privaten und 
überwiegend unversiegelten Grünflächen im östli-
chen Teilbereich des Geltungsbereiches nicht in den 
Geltungsbereich miteinzubeziehen. Zur planungs-
rechtlichen Bewertung dieser Flächen wird auf 
Punkt C.2.2 verwiesen.  

Hinzu kommt, dass im Vorfeld sowie während der 
Bebauungsplanaufstellung ein Beteiligungsprozess 
mit den betroffenen Eigentümern stattgefunden hat. 
Dabei wurden die Eigentümer über die Bebauungs-
planaufstellung informiert und Wünsche sowie An-
sprüche der Eigentümer konnten ermittelt werden. 
Der vorliegende Bebauungsplan entspricht aus 
Sicht der Stadt Breisach am Rhein dem 
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Gleichbehandlungsgrundsatz. Die vorderen Grund-
stücksbereiche können aufgrund der großzügigen 
Festsetzungen nachverdichtet werden, die hinteren 
Bereiche der bisher unversiegelten Grünflächen, die 
als Außenbereichsinsel eingestuft werden, sind kein 
Bestandteil der Überplanung und werden als Grün-
flächen geschützt.  

Abschließend ist festzuhalten, dass die Möglichkei-
ten zur Bebauung durch den vorliegenden Planent-
wurf bereits erheblich ausgeweitet werden.  

An der bisherigen Abgrenzung und Planung wird 
festgehalten.  

C.2.4 Eine Verpflichtung zur Bebauung im Rah-
men der bis Ende 2024 geltenden Rege-
lungen des Baulandmobilisierungsgesetz 
vom 23.07.2021 gelten für mein im Eigen-
tum befindliche und weitgehend bebaute 
Grundfläche, eingetragen im Grundbuch 
Breisach, Blatt 495, 5805/8 nicht. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

C.2.5 Sollten einzelne Ausführungen meiner-
seits undurchführbar oder unwirksam sein, 
bleiben meine Aussagen, Einwände o.ä. 
im übrigen unberührt. An die Stelle der un-
wirksamen oder undurchführbaren Best-
immungen soll diejenige wirksam oder 
durchführbarer Regelung treten, deren 
Wirkung der Zielsetzung (auch mehrfach 
ggüber Herrn Müller und Frau Göttsche-
Metzger vorgetragen, Beide Beamten der 
Stadtverwaltung Breisach) am nächsten 
kommen. 

Aussagen, Einwände o.ä., welche nicht im Zuge der 
Offenlage bei der Stadt Breisach am Rhein einge-
gangen sind, können auch im Rahmen der vorlie-
genden Abwägung nicht behandelt werden.   

Dies bezieht sich auf Vertragsgestaltungen und ist 
daher im vorliegenden Fall nicht anwendbar.  

Änderung an dem Bebauungsplan ergeben sich hie-
raus nicht.  

C.2.6 Einsprüche/Abänderungsforderungen – 
beruhend auf der Ablehnung dieser Ein-
sprüche in dem VB-Plan erfahrene fehler-
haftenden Regelungen der öffentlichen Ei-
genschaften meines Grundstückes – bzgl. 
der Festlegung der Höhe meiner vom Fi-
nanzamt und folgend der Stadt Breisach 
zu zahlenden Grundsteuer bleiben aus-
drücklich vorbehalten.   

Dies ist nicht Bestandteil des Bebauungsplanverfah-
ren. 

C.2.7 PS. Die hier umstrittene Aufspaltung mei-
nes Grundstückes hinsichtlich der Bebau-
barkeit in eines einen Teil gem. § 30 Ab-
satz 3 BauGB (Innenbereich) und einen 
gem. § 35 BauGB (Außenbereich) ist we-
der in dem originären Fassung von 2008, 
noch in dem jetzigen FNP, noch dem 
Grundbuchkataster, noch in meiner Aus-
baugenehmigung von 2008 enthalten, so-
dass sich die Frage nach den politischen 
und rechtlichen Fragen nach den Verant-
wortlichen/Veranlassenden stellt. 

Ein Flächennutzungsplan gibt die beabsichtigte Art 
und Weise der Bodennutzung in einem größeren 
Gebiet vor. Der Bebauungsplan hingegen regelt 
die konkrete bauliche Nutzung von bestimmten Flä-
chen innerhalb des Gebiets. Der Flächennutzungs-
plan stellt somit die übergeordnete Planung dar, 
während der Bebauungsplan die Umsetzung dieser 
Planung auf der Ebene der konkreten Baugenehmi-
gungen darstellt. 

Der vorliegende Bebauungsplan wird in dem be-
troffenen Gebiet vollständig aus dem rechtswirksa-
men, nicht parzellenscharfen, Flächennutzungsplan 
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entwickelt. Konkrete Aufteilungen sowie Festsetzun-
gen erfolgen erst auf Bebauungsplanebene.  

Weiterhin haben weder das Grundbuchkataster 
noch die Ausbaugenehmigung Auswirkungen auf 
die planungsrechtliche Überplanung eines Gebie-
tes. 

 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

C.3 Person 3 
(Schreiben vom 27.03.2024) 

C.3.1 Einspruch gegen die willkürliche und teil-
weise Aussparung eines östlichen – in 
meinem uneingeschränkten Eigentum be-
findlichen Grundbesitzes – aus der Pla-
nung des hier festgelegten Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes „Waldstraße“ 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

C.3.2 Diese Ausgliederung bedeutet, dass für 
diesen Teil meiner Grundbuchfläche von ~ 
44% die Abwertung „unbeplanter Außen-
bereich“ gem. 35 BauGB gelten soll, was 
zum einen eine Bebauung – wenn über-
haupt – nur durch ein bürokratisches An-
tragsverfahren möglich ist und – im Ge-
gensatz zu den Bebauungsplan „Wald-
straße“ befindliche u.a. höhe Erschlie-
ßungskosten (im Gegensatz in Ziffer 9.3 
der Begründung) usw. anfallen würden.  

Ich beziffere meinen persönlichen Verlust 
unter Zugrundelegung des Bodenwertes 
der Stadt Breisach zur Ermittlung der 

Das betroffene Flurstück befindet sich derzeit teil-
weise im unbeplanten Innenbereich gem. §34 
BauGB. Der hintere, bisher unversiegelte Teilbe-
reich des Flurstückes wird aus Sicht der Stadt 
Breisach am Rhein in Zusammenhang mit den übri-
gen angrenzenden Grün- und Freiflächen als soge-
nannte Außenbereichsinsel im Innenbereich bewer-
tet. Eine Bebauung der Freifläche würde sich nicht 
mehr als zwangslose Fortsetzung der vorhandenen 
Bebauung aufdrängen. Sie liegt daher bereits heute 
nicht innerhalb eines Bebauungszusammenhangs 
im Sinne des § 34 Abs. 1 BauGB und wird grund-
sätzlich als bauplanungsrechtlicher Außenbereich 
eingestuft. Der Bebauungsplan sowie dessen Ab-
grenzung hat demnach aus Sicht der Stadt keine 
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Grundsteuer von 450€/m2 x mind. 6,11 ar. 
Diesen Wertverlust würde ich im Falle der 
Ablehnung meines Einspruches als Wert-
verlust nach §§ 39ff. fordern. Dieser Be-
trag würde insbesondere im Fall eines 
Verkaufs unverzüglich anfallen.   

nachteiligen planungsrechtlichen Auswirkungen auf 
den hinteren Teilbereich des Grundstückes.  

Punkt 9.3 der Begründung bezieht sich auf die Er-
schließung des gesamten Plangebietes (Abgren-
zung Geltungsbereich), welche bereits gesichert ist 
und daher keine Kosten anfallen. Im Falle einer Be-
bauung auf privaten Grundstücksflächen sind die 
Kosten für Erschließung usw., unabhängig von der 
Aufstellung eines Bebauungsplanes, vom Eigentü-
mer selbst zu tragen. Ebenfalls sind auch aufgrund 
der Abgrenzung des vorliegenden Bebauungspla-
nes mit keinen höheren Erschließungskosten zu 
rechnen.  

Die vorliegende Wertermittlung kann als planerische 
Grundlage nicht herangezogen werden und ist da-
her kein Bestandteil der vorliegenden Bebauungs-
planung. Ein möglicher Wertverlust kann nicht gel-
tend gemacht werden.   

C.3.3 Ich beantrage – im Gegensatz der vorge-
sehenen Aufspaltung meines im uneinge-
schränkten Eigentum befindlichen Grund-
fläche – dass dieses in den Rechtsraum 
der vorgelegten B-Plan „Waldstraße“ auf-
genommen wird und das für diese Ge-
samtfläche von 913 m2 ein GESAMT Bau-
fenster – wie im westlichen Teil des Be-
bauungsplanes angewandt eingetragen 
wird, verbunden mit der Begründung zu 
9.3 diesem Bebauung gilt: Für die Er-
schließung fallen keine Kosten zur Her-
stellung der Verkehrsanlagen, Entwässe-
rung und Wasserversorgung an. 

Die Bauleitpläne sind nach § 2 Abs. 1 S. 1 von der 
Gemeinde in eigener Verantwortung aufzustellen. 
Die Bauleitplanung ist ein Kernbestandteil der kom-
munalen Planungshoheit und damit des verfas-
sungsrechtlich garantierten Selbstverwaltungs-
rechts der Gemeinde in Angelegenheiten der örtli-
chen Gemeinschaft (Art. 28 Abs. 2 GG). Aufgabe 
der Bauleitplanung gem. §1 BauGB ist die Vorberei-
tung und Leitung der baulichen und sonstigen Nut-
zung der Grundstücke. Anspruch auf Aufstellung ei-
nes Bebauungsplanes sowie dessen Abgrenzung 
und Inhalte seitens privater Eigentümer besteht 
nicht.  

Weiterhin wird in §1 Abs. 5 S. 1 BauGB die Gewähr-
leistung einer nachhaltigen städtebaulichen Ent-
wicklung als Leitbegriff der Bauleitplanung hervor-
gehoben. Gemäß diesem Grundsatz verfolgt die 
Stadt Breisach am Rhein das Prinzip der doppelten 
Innenentwicklung. Nachverdichtungsmöglichkeiten 
sollen im Bestand und auf den bereits versiegelten 
Flächen ermittelt und ermöglicht werden, wobei 
gleichzeitig vorhandenen Grünflächen geschützt 
werden sollen. Somit steht nicht nur die bauliche 
Verdichtung im Bestand im Vordergrund der vorlie-
genden Bauleitplanung, sondern auch die Erhaltung 
und Weiterentwicklung des urbanen Grüns. Die 
wichtigen Funktionen der Frei- und Grünflächen als 
Lebensraum für Tiere und Pflanzen und als Erho-
lungsraum für Menschen werden hierdurch stärker 
in den Fokus gerückt. 

Die Stadt Breisach am Rhein hat sich daher dazu 
entschieden, die aktuell vorhandenen privaten und 
überwiegend unversiegelten Grünflächen im östli-
chen Teilbereich des Geltungsbereiches nicht in den 
Geltungsbereich miteinzubeziehen. Zur 
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planungsrechtlichen Bewertung dieser Flächen wird 
auf Punkt C.3.2 verwiesen.  

Hinzu kommt, dass im Vorfeld sowie während der 
Bebauungsplanaufstellung ein Beteiligungsprozess 
mit den betroffenen Eigentümern stattgefunden hat. 
Dabei wurden die Eigentümer über die Bebauungs-
planaufstellung informiert und Wünsche sowie An-
sprüche der Eigentümer konnten ermittelt werden. 
Der vorliegende Bebauungsplan entspricht aus 
Sicht der Stadt Breisach am Rhein dem Gleichbe-
handlungsgrundsatz. Die vorderen Grundstücksbe-
reiche können aufgrund der großzügigen Festset-
zungen nachverdichtet werden, die hinteren Berei-
che der bisher unversiegelten Grünflächen, die als 
Außenbereichsinsel eingestuft werden, sind kein 
Bestandteil der Überplanung und werden als Grün-
flächen geschützt.  

Abschließend ist festzuhalten, dass die Möglichkei-
ten zur Bebauung durch den vorliegenden Planent-
wurf bereits erheblich ausgeweitet werden.  

An der bisherigen Abgrenzung und Planung wird 
festgehalten.  

C.3.4 Eine Bebauungsverpflichtung im Rahmen 
der bis Ende 2024 geltenden Regelungen 
des Baulandmobilisierungsgesetz vom 
23.07.2021 gelten für mein im Eigentum 
befindliche und weitgehend bebaute 
Grundfläche, eingetragen im Grundbuch 
Breisach, Blatt 495, 5805/9 nicht. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

C.3.5 Sollten einzelne Ausführungen meiner-
seits undurchführbar oder unwirksam sein, 
bleiben meine Aussagen, Einwände o.ä. 
im übrigen unberührt. An die Stelle der un-
wirksamen oder undurchführbaren Best-
immungen soll diejenige wirksam oder 
durchführbarer Regelung treten, deren 
Wirkung der Zielsetzung (auch mehrfach 
ggüber Herrn Müller und Frau Göttsche-
Metzger vorgetragen) am nächsten kom-
men. 

Aussagen, Einwände o.ä., welche nicht im Zuge der 
Offenlage bei der Stadt Breisach am Rhein einge-
gangen sind, können auch im Rahmen der vorlie-
genden Abwägung nicht behandelt werden.   

Dies bezieht sich auf Vertragsgestaltungen und ist 
daher im vorliegenden Fall nicht anwendbar.  

Änderung an dem Bebauungsplan ergeben sich hie-
raus nicht. 

C.3.6 Einsprüche/Abänderungsforderungen – 
beruhend auf der Ablehnung dieser Ein-
sprüche in dem VB-Plan erfahrene fehler-
haftenden Regelungen der öffentlichen Ei-
genschaften meines Grundstückes – bzgl. 
der Festlegung der Höhe meiner vom Fi-
nanzamt und folgend der Stadt Breisach 
zu zahlenden Grundsteuer bleiben aus-
drücklich vorbehalten.   

Dies ist nicht Bestandteil des Bebauungsplanverfah-
ren. 

C.3.7 Da ich für das gesamte Grundstück die 
identische (höhere) Grundsteuer bin ich 
sehr über die Entscheidung überrascht. 

Die Grundstücksbewertung ist kein Bestandteil des 
Bebauungsplanverfahrens. Bei der Bauleitplanung 
und der Grundstücksbewertung des Finanzamtes 
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Ich habe 6,03ar als Hofreite gekauft, das 
ausgewiesene Stück scheint mir kleiner. 
Das käme einer Zwangsenteigung für die 
ich weitere Ausgleichszahlungen fordern 
würde.   

werden unterschiedliche Rechtsgrundlagen heran-
gezogen. Änderungen ergeben sich aus der Stel-
lungnahme keine.  

Über die restlichen Grundstücksflächen außerhalb 
des Plangebietes trifft der Bebauungsplan keine 
Aussagen. Diese wurden aus Gründen des Natur-
schutzes der Überplanung entzogen. Eine Zwangs-
enteignung erfolgt nicht, an der vorhandenen 
Grundstücksgröße werden keine Änderungen vor-
genommen.  

 


